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      Editorial

      Liebes Mitglied, liebe Leser*innen,

      warum widmen wir dieses Heft dem Natur- und nicht dem Klimaschutz, wenn doch letzterer zur Zeit in aller Munde ist und nach den Europawahlen sogar von der Bundesregierung ernst genommen wird? Die Antwort ist einfach: Uns geht es in der ÖPF nicht „nur“ um die schon auftretenden oder abzeichnenden Erscheinungen des Klimawandels, wie Überschwemmungen, Wirbelstürme, Extremwetter, Hitzewellen, Dürren, Trinkwassermangel. Der Klimawandel ist eine inzwischen (zum Glück!) viel diskutierte, aber doch „nur“ eine der Bedrohungen für das Überleben der Menschheit ‒ zumindest auf die gegenwärtige Weise. Schon 2015 teilte das PIK mit: 

      [image: Bild2]„Vier von neun planetaren Grenzen sind durch den Einfluss des Menschen bereits über­schritten: Klimawandel, Biodiversität, Landnutzung und biogeochemische Kreisläufe.“1

      Statt aber allgemein über Biodiversität zu sprechen, beschäftigt sich die aktuelle Ausgabe unserer Mitgliederzeitschrift diesmal fast vollständig mit dem, was viele Men­schen besonders emotional anspricht: der uns umgebenden „Natur“ und ihrem Schutz. Warum die Anführungszeichen? F.W. Sixel hat schon 2010 unser Verhältnis (das „der Menschen“) zur Natur hinterfragt.2 Das setzen wir jetzt fort.

      Einleitend behandelt Uwe Hiksch unter der Überschrift "Für eine neue soziale und ökologische Bewegung" den politischen Handlungsrahmen für Natur- und Umwelt­schutz und die sich daraus ergebenden Schlussfolgerungen. Peter Engert macht sich „Gedanken zum botanischen Artenschutz“, kommt dabei ebenfalls auf den Zusam­men­hang zwischen Verlust der biologischen Vielfalt mit den ökonomischen Bedingungen und zur Bedeutung der Biotopvernetzung. Damit ist die Überleitung gegeben zu Jürgen Kruses "Wie das Arten- und Insektensterben stoppen? - Biotopverbundlinien überall in der Landschaft sind dringend erforderlich!" Doch Biotopverbunde sind nur ein Teil der Lösung. Es bedarf auch größerer Schutzgebiete, die verbunden werden können. Darauf macht Ulla Reck aufmerksam in „Verbände fordern umgehend Schutzgebiet im Nordsteigerwald!“
Mit „Auswirkungen großer Schweinemastanlagen auf die Umwelt durch Stickstoffemissionen“ scheint ein thema­tischer Bruch aufzutreten, aber es geht nicht in erster Linie um Landwirtschaft, sondern um die weiträumigen Störungen des Naturhaushaltes und damit der Biodiversität durch große Mastanlagen. Ergänzend dazu zeigt der folgende Beitrag „Ackergifte? In der Luft! ...“, dass sich landwirtschaftliche Emissionen, speziell die Pestizide überall, das heißt auch in Naturschutzgebiete ausbreiten. 
Den Schwerpunkt schließt Andreas Ratsch mit "Naturschutz ‒ eine Annäherung“. Darin bettet er Naturschutz ein in die planetaren Grenzen und zeigt auf, wie eine dauerhafte (permanente) Lebensweise innerhalb dieser Grenzen aussehen könnte.

      Auch die Umweltnachrichten kommen diesmal nicht am Artensterben vorbei („Usutu bedroht Amseln deutschlandweit“). Doch auch das Thema „Klima“ haben wir nicht vergessen: Marko Ferst berichtet über eine Klimaschutzdemo in Potsdam.

      In der Bücherecke stellen wir zwei Bücher vor, die die aktuell geschürten Hoffnungen auf eine rein technologische Lösung der krisenhaften Entwicklungen ad absurdum führen. 
Damit sind wir wieder bei Uwe Hiksch: „Die heutigen ökologischen Erfordernisse sind unter kapitalistischen Profitmaximierungsstrategien nicht vorstellbar.“

      Schließlich stellt ein Leserbrief die aktuelle Erderhitzung in einen geologischen Zeitrahmen und fordert zur Diskussion heraus.

      Die Redaktion

    

    
      Schwerpunkt Naturschutz

      „In der Entwicklung der Produktivkräfte tritt eine Stufe ein, auf welcher Produktionskräfte und Verkehrsmittel hervorgerufen werden, welche unter den bestehenden Verhältnissen nur Unheil anrichten, welche keine Produktionskräfte mehr sind, sondern Destruktionskräfte (Maschinerie und Geld) - und was damit zusammenhängt, daß eine Klasse hervorgerufen wird, welche alle Lasten der Gesellschaft zu tragen hat, ohne ihre Vorteile zu genießen, welche aus der Gesellschaft herausgedrängt, in den entschiedensten Gegensatz zu allen andern Klassen forciert wird; [...]“
(Deutsche Ideologie, MEW 3, S. 69)

      Für eine neue soziale und ökologische Bewegung

      von Uwe Hiksch

      Die Diskussion ist nahezu so alt wie die politische Linke: Lässt sich der Kapitalismus mit seinen systemimmanenten Gesetzen soweit zähmen, dass transformative Entwicklungswege eröffnet werden, die eine weitgehende Eindämmung der bestehenden Krisen ermöglicht, oder lassen sich grundlegende gesellschaftliche Veränderungen nur durch die Überwindung des Kapitalismus erreichen? Gerade die Klimakrise und die zunehmende Aufrüstung innerhalb der kapitalistischen Zentren lässt diese Diskussion wieder deutlich zunehmen. Welche Entwicklungspotentiale hin zu einer grundlegenden Transformationsstrategie lassen sich innerhalb des heute bestehenden Gesellschaftssystems in Gang setzen? Und kann damit der zunehmende Klimawandel gestoppt werden?

      Gerade auch in der aktuellen Umwelt- und Klimakrise ist diese Diskussion von nicht unerheblicher Tragweite: Ist die Zunahme des Klimawandels innerhalb des heutigen kapitalistischen Systems noch aufhaltbar oder lässt sich eine Veränderung nur mit einer grundlegenden Gesellschaftsveränderung durchsetzen? Kann der zerstörerische Rohstoffabbau in den Staaten des globalen Südens gestoppt, die Abholzung des Regenwaldes beendet und das großflächige Aussterben von immer mehr Arten der Flora und Fauna Einhalt geboten werden?

      Sollte das Ergebnis ein „Nein“ sein, ist es für die Zukunft des Planeten Erde schlimm bestellt, da eine linke Alternative zum derzeitigen herrschenden Gesellschaftssystem für die nächsten Jahre nicht zu sehen ist. Linke Bewegungen befinden sich in vielen Regionen der Erde in der Defensive, globale linke Antworten auf die heutige Umwelt- und Klimakrise sind eher rudimentär. Eine grundlegende gesellschaftliche Veränderung der Eigentums- und Herrschaftsverhältnisse ist derzeit nicht zu erwarten, da die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse dies derzeit nicht durchsetzbar erscheinen lassen. 

      Gleichzeitig wird ohne eine solche grundlegende Transformation der gesellschaftlichen Verhältnisse eine langfristige Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen nicht erreicht werden können. Marx wies in der Deutschen Ideologie bereits darauf hin, dass „in der Entwicklung der Produktivkräfte eine Stufe ein[tritt], auf welcher Produktionskräfte und Verkehrsmittel hervorgerufen werden, welche unter den bestehenden Verhältnissen nur Unheil anrichten, welche keine Produktionskräfte mehr sind, sondern Destruktionskräfte (Maschinerie und Geld) - und was damit zusammenhängt, daß eine Klasse hervorgerufen wird, welche alle Lasten der Gesellschaft zu tragen hat, ohne ihre Vorteile zu genießen“.3 Hier beschreibt Marx bereits sehr deutlich, dass die kapitalistische Profit- und Akkumulationsdynamik die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen systemimmanent in sich trägt. Kapitalismus ohne Wachstum würde innerhalb kürzester Zeit in größte Überakkumulationskrisen führen, Kapitalismus ohne Ausbeutung von Mensch und Natur ist nicht vorstellbar. Linke Umweltpolitik muss hier ansetzen und eine ökologische und soziale Strategie zur Überwindung dieser destruktiven Produktivkräfte beschreiben. Nur in einem Bündnis von Umweltbewegung und Gewerkschaften zur Durchsetzung einer solchen Konzeption wird eine Veränderung der bestehenden Verhältnisse angestoßen werden können. Vielen Akteur*innen in der Umweltbewegung ist ein solches Denken in Kräfteverhältnissen und Machtzusammenhängen fremd. Die Forderung nach Durchsetzung von Interessen für eine Neugestaltung der Gesellschaft erscheint vielen als zu wenig moralisch begründbar und damit abzulehnen. Wenn es jedoch der Umweltbewegung nicht gelingt, auch in ökonomischen Zusammenhängen zu denken, wird eine solche Transformationsstrategie scheitern. Umweltpolitik kann nur mehrheitsfähig gelingen, wenn sie langfristig sozial und ökologisch ist. Gegen die Interessen der Mehrheit der abhängig Beschäftigten kann keine langfristige umweltpolitische Strategie durchgesetzt werden. Dies setzt jedoch voraus, dass die Gewerkschaften ihre bisherige Politik, die auf Erhaltung aller bestehenden Arbeitsplätze ausgerichtet ist, weiterentwickeln. Solange jedoch die Umweltverbände die sozialen Auswirkungen ökologischer Forderungen als zweitrangig betrachten und die Gewerkschaften der Arbeitsplatzsicherung Vorrang vor ökologischen Notwendigkeiten geben, scheint eine solche Verständigung mehr als schwierig.

      Für die politische Linke stellt sich die Aufgabe, Handlungsspielräume innerhalb der bestehenden Gesellschaftsverhältnisse auszunutzen und Möglichkeiten für eine politische Transformation zu beschreiben. Transformationsstrategien müssen jedoch systemüberwindend ausgerichtet sein, wenn sie eine nachhaltige Wirkung erzielen sollen. Bereits in den 1980er Jahren hatte ein Bündnis aus Friedensbewegung und Gewerkschaften zumindest teilweise erreicht, konkrete Konversionsstrategien für die Rüstungsindustrie zu beschreiben, die berechtigte soziale Forderungen der betroffenen Kolleg*innen in den Rüstungsbetrieben mit der Notwendigkeit nach radikaler Abrüstung zusammengeführt hatten. Es ist aber bis heute nicht gelungen, diese Forderungen in gesellschaftlichen Kämpfen durchzusetzen und die Politik und den militärisch-industriellen Komplex zu zwingen, einen realen Umbau der Industrie einzuleiten.

      Heute stellt sich für die Umweltbewegung und die Gewerkschaften eine ähnlich schwierige Aufgabe. Für wichtige Bereiche der industriellen Basis müssen Konversionskonzepte erarbeitet und schnell umgesetzt werden. Die Diskussionen über eine Energie- und Verkehrswende lassen erahnen, welche schwierigen Entscheidungen notwendig sind, um soziale Verwerfungen für die betroffenen Kolleg*innen zu minimieren und die Macht der Industrielobby zu brechen. Bis spätestens 2035 muss der Umstieg auf eine klimaneutrale Mobilitätsgestaltung in Deutschland gelingen, das setzt den Ausstieg aus der Herstellung und Zulassung von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor bis spätestens 2025 voraus. Heute arbeiten in der Automobilindustrie und ihren Zulieferbereichen etwa 800.000 Arbeitnehmer*innen. Mit dem Ende der auf fossile Energieträger aufbauenden Individualmobilität werden hunderttausende von Arbeitsplätzen in der traditionellen Automobilindustrie wegfallen. Jedoch zeigt gerade auch der Verkehrsbereich, dass mit einem mutigen Reformschritt innerhalb kurzer Zeit mehr als eine halbe Millionen Arbeitsplätze im Bereich der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur bei Bahn, öffentlichen Nahverkehrsbetrieben, Zulieferbetrieben für die notwendigen Wagen und Fahrzeuge und im Servicebereich geschaffen werden können. Alleine ein flächendeckender Ausbau der Bahn kann mehr als 250 000 Arbeitsplätze in diesem Bereich schaffen. 

      Wenn ein nachhaltiger Umbau der Industriegesellschaft erreicht werden soll, stößt die umweltpolitische Diskussion auf eine notwendige gesellschaftliche Transformationsdebatte. Öffentliche Verkehrsangebote sind im Gegensatz zum motorisierten Individualverkehr nur im öffentlichen Eigentum nachhaltig und flächendeckend organisierbar. Ein von privaten Anbietern organisierter kollektiver Verkehr würde sich auf die Verbindungen zwischen den urbanen Großräumen beschränken oder zu einem teuren privatwirtschaftlichen Verkehrssystems führen, bei dem sich die Privatinvestoren die Angebote für den ländlichen Raum mit Steuermitteln fürstlich entlohnen lassen. Auch die Durchsetzung einer ökologischen Energiewende wird ohne die Entmachtung der großen Stromkonzerne und die Überführung der Stromnetze in öffentliches Eigentum nicht nachhaltig gelingen. Der Umbau der naturzerstörenden Industrie in eine nachhaltige Form des Wirtschaftens muss mit der Eigentumsfrage verbunden werden, wenn er Erfolg haben soll. 

      Die heutigen ökologischen Erfordernisse sind unter kapitalistischen Profitmaximierungsstrategien nicht vorstellbar. Ein Recht auf Mobilität für alle, die Sicherstellung einer nachhaltigen und ökologischen dezentralen Energieerzeugungsstruktur und die Beendigung der immer schneller voranschreitenden Naturzerstörung setzt einen konsequenten Bruch mit den kapitalistischen Wachstumsnotwendigkeiten voraus. „Bei Strafe des Untergangs“4 müssen „die beständigen Revolutionen in den Produktionsmethoden selbst, die damit beständig verknüpfte Entwertung von vorhandenem Kapital, den allgemeinen Konkurrenzkampf und die Notwendigkeit, die Produktion zu verbessern und ihre Stufenleiter auszudehnen“5 durch die Unternehmen umgesetzt werden. „Der Markt muß daher beständig ausgedehnt werden, so daß seine Zusammenhänge und die sie regelnden Bedingungen immer mehr die Gestalt eines von den Produzenten unabhängigen Naturgesetzes annehmen, immer unkontrollierbarer werden. Der innere Widerspruch sucht sich auszugleichen durch Ausdehnung des äußern Feldes der Produktion.“6 Dieser kapitalismusimmanente Wachstumszwang ist innerhalb des Systems nicht aufzuheben. 

      Hilft ein Green New Deal?

      
        [image: Bild3]Text: "alles, was ich für Weihnachten wünsche, ist ein Green New Deal." ... und die Kinder bringt der Klapperstorch

      

      Gerade in der Umweltpolitik zeigt sich in den letzten Jahren immer deutlicher der grundlegend unterschiedliche gesellschaftliche Ansatz zwischen einer Forderung nach einem „Green New Deal“, wie er beispielsweise von Bernie Sanders, Alexandria Oscasio Cortes oder vielen Vertreter*innen von Bündnis 90/Die Grünen eingefordert wird und einer demokratischen und sozialen Umweltpolitik, welche das kapitalistische System überwinden will. Die Forderungen des Green New Deals klingen vielversprechend: Ein grundlegender Umbau der Wirtschaft „100 Prozent der Energie aus schadstofffreien, erneuerbaren Quellen“7, durch öffentliche Investitionen „unter anderem in Hochgeschwindigkeitszüge, [...] neue Arbeitsplätze für diejenigen […], die bisher in klimaschädlichen Wirtschaftszweigen arbeiten“8 und vieles mehr. Durch „Job- und Weiterbildungsprogramme und Zugang zu Bildung und Gesundheitsversorgung“9 soll der ökologische Umbau der Ökonomie möglich gemacht werden. 

      Die Vorstellungen zur Durchsetzung eines Green New Deal werden „seit Jahrzehnten in der reformorientierten ökologischen Bewegung - auch bei den Grünen – diskutiert“10 und sind im Kern nicht mehr als die „sozialdemokratische Hoffnung auf eine neue Etappe des Kapitalismus“11. Hintergrund dieses Konzeptes ist ein „umfassendes Transformationsprogramm, das »ökologischen« und »regenerativen« Industriezweigen zum Durchbruch verhelfen und sie zu wirtschaftlichen Leitsektoren machen soll“12. Die Konzeption eines Green New Deals geht davon aus, dass die Wachstumsnotwendigkeiten des Kapitalismus durch eine Modernisierungsoffensive in ökologisch und gesellschaftlich sinnvollere Bereiche gelenkt werden und damit der Kapitalismus in eine neue, ökologischere Prosperitätsphase eintreten könne. Eine solche Analyse übersieht jedoch völlig, dass innerhalb des heutigen globalen Kapitalismus eine solche Umorientierung nur schwer vorstellbar erscheint. Der heutige finanzmarktgetriebene Kapitalismus, „zwingt alle Nationen, die Produktionsweise der Bourgeoisie sich anzueignen, wenn sie nicht zugrunde gehen wollen“13. In der heutigen Phase der strukturellen Überakkumulation, die Resultat einer sich ständig beschleunigten Kapitalakkumulation ist, erscheint eine solche wachstumszentrierte ökologische Politik mehr als zweifelhaft. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die dominierenden Kapitalfraktionen versuchen werden, die bestehende Krise durch weitere Wachstumsschübe zulasten der Produktionsfaktoren Arbeit und Natur durchzusetzen. In der heutigen Phase der Überakkumulation bestehen die politischen Antworten der kapitalorientieren Politikfraktionen in Deregulierung und Privatisierung aller gesellschaftlichen Bereiche, um die derzeitige Krise einzudämmen. Hierfür wird die Globalisierung von Rohstoff-, Absatz- und Arbeitsmärkten weiter beschleunigt und eine weitere Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen billigend in Kauf genommen. Durch die erzwungene Öffnung von Märkten in den Ländern des globalen Südens wird eine zeitweise Verbesserung der Absatzbedingungen für das Kapital erreicht. Dieser zerstörerischen Perspektive eine ökologische Reformperspektive entgegenzustellen, die nicht die Macht- und Eigentumsfrage stellt, wird nicht gelingen.

      Die Umweltbewegung stellt dieser beschleunigten Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen eine Reihe von Einzelforderungen entgegen, die jedoch in der Regel nicht mit ökonomischen Grundsatzfragen verbunden werden: Schaffung regionaler Wirtschaftskreisläufe, Vorstellungen von Postwachstumgsgesellschaften, Wachstumskritik und die Forderung nach längeren Produktlebensdauern. Alle diese Forderungen sind richtig, setzen jedoch eine grundlegende Kritik kapitalistischer Produktion voraus. 

      Erste Ansätze wurden in den letzten Jahren vermehrt aufgezeigt: Der Berliner Wassertisch forderte die Rückübertragung des Berliner Wasserbetriebe in öffentliches Eigentum, der Berliner Energietisch organisierte ein Volksbegehren zur Überführung der Berliner Energieversorgung in öffentliches Eigentum. Auch die aktuelle Debatte über „Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ zeigt, das – zumindest rudimentär – die Eigentumsfrage wieder in der gesellschaftlichen Debatte angekommen ist. Auch die Umweltpolitik wird immer weiter vor die Notwendigkeit gestellt werden, ökologische und ökonomische Grundsatzfragen gemeinsam zu diskutieren. 

      Für eine sozialistische Umweltpolitik

      Innerhalb der Umweltbewegung wird Marxist*innen immer wieder vorgehalten, der Marxismus habe die ökologischen Herausforderungen verschlafen, da bereits Marx „den destruktiven Charakter, der in Naturwissenschaft und Industrie von Anbeginn angelegt ist,“14 übersehen habe. Auch Giddens hat Marx und den Marxist*innen immer wieder „Prometheanismus“, also einen unerschütterlichen Fortschrittsglauben vorgehalten, dessen zentrale Idee sei, dass der Mensch mithilfe technologischer Entwicklungen effektiver und freier manipulieren könne.15 Mit den intensiven Studien von Marx hat dies jedoch nur bedingt zu tun, da er in seinen Studien und Exzerpten weit über den Fortschrittsoptimismus der damaligen Zeit hinausgegangen ist und ökologische Probleme durch einen entfesselten Kapitalismus aktiv untersucht und beschrieben hat.16 Marx wies weiter darauf hin, dass die entfremdete Arbeit „dem Menschen seinen eignen Leib, wie die Natur außer ihm“17 zu einem „ihm fremden Wesen“ macht.

      Sozialistische Umweltpolitik muss deshalb auf mehreren Ebenen gleichzeitig ansetzen: Sie muss für ein Bündnis aus Umweltbewegung und Gewerkschaften werben und die Arbeitnehmer*innen für einen grundlegenden Umbau der Industriegesellschaft gewinnen. Hierfür muss die Umweltbewegung konkrete Forderungen nach Recht auf Arbeit, Sicherung der erworbenen Leistungen durch die bisherige Erwerbsarbeit mit der Forderung nach tarifvertraglich abgesicherten Ersatzarbeitsplätzen unterstützen. Gemeinsam mit Betriebsräten müssen Konversionsprogramme entwickelt und durchgesetzt werden. Die bisherige Fixierung eines nicht geringen Teils der Umweltbewegung auf die Durchsetzung einer ökologischen Steuerpolitik muss zugunsten einer ordnungspolitischen Rahmensetzung weiterentwickelt werden. Ohne die Diskussion über Eigentumsverhältnisse wird eine nachhaltige Entwicklung der heutigen Industriegesellschaft nicht gelingen. Für die Gewerkschaften stellt sich die Herausforderung, trotz der bestehenden Machtverhältnisse ihre Fixierung auf die Erhaltung auch umweltzerstörender Arbeitsplätze aufzugeben und gemeinsam mit den Umweltbewegungen Transformationsstrategien für die betroffenen Industriezweige zu entwickeln. Auch innerhalb der Gewerkschaften haben Vorstellungen einer ungebrochenen Kontinuität des ökonomischen Wachstums heute keine Mehrheiten mehr und bieten deshalb gute Ansatzpunkte für eine gesellschaftliche Verständigung zwischen Umweltbewegung und Gewerkschaften. Essentiell hierbei ist jedoch, dass bei allen umwelt- und klimapolitisch notwendigen Schritten die sozialen Auswirkungen auf Arbeitnehmer*innen mitgedacht und mögliche Kompensationen aufgezeigt werden. Gemeinsames Ziel muss die Überwindung der Herrschaft des Kapitals über die Arbeit und die Natur sein. Ob eine solche Zusammenarbeit in den nächsten Jahren gelingen kann, ist derzeit noch offen. Linke Umweltaktive sollten jedoch einen wichtigen Teil ihrer Kraft auf die Durchsetzung einer solchen ökologischen und sozialen Bewegung setzen.

    

    
      Gedanken zum botanischen Artenschutz

      von Peter Engert

      Aspekte der ökologischen Krise

      Das Problem des Klimawandels ist nicht zuletzt dank „Fridays for Future“ im allgemeinen Bewusstsein angekommen. Politiker unterschiedlichster Parteien suchen nach Wegen, die globale Erwärmung aufzuhalten. Andere Umweltprobleme werden dagegen kaum wahrgenommen. Dabei ist die Veränderung des Klimas nur ein Aspekt der ökologischen Krise, in der wir uns befinden, möglicherweise nicht einmal der bedeutendste. Mindestens ebenso schwerwiegend ist der Verlust der biologischen Vielfalt. Auch diesbezüglich entwickelt sich Problembewusstsein, wie es in diversen Initiativen zur Bienenrettung oder zum Insektenschutz zum Ausdruck kommt. Meldungen, wie über den Rückgang der Insekten-Biomasse seit den neunziger Jahren um mehr als drei Viertel, und das in Naturschutzgebieten, ließen aufhorchen. Das Problem dürfte aber unser Vorstellungsvermögen übersteigen. Bereits 1967 schätzte Dr. Urban, damals über 90-jähriger Nestor der DDR-Entomologen, im Gespräch ein, dass im Vergleich zum Beginn des 20. Jahrhunderts zwar alle Schmetterlingsarten noch vorhanden seien, ihre Individuenzahlen aber um ca. 90 % zurückgegangen seien. Da sich der Rückgang seit den 1960er Jahren eher noch beschleunigt hat, dürfte der Bestand in Artengruppen wie der Schmetterlinge heute gegenüber 1900 nur noch im Promillebereich liegen. Das hat natürlich Auswirkungen auf Nahrungsnetze. So sind alle Insekten fressenden Vogelarten selten geworden. Allein durch ihre Seltenheit gelangen immer mehr Arten an die Grenze des Aussterbens.

      Was bedeutet es aber, wenn Arten aussterben?
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      Unsere Erde hat ein wunderbares Selbstregulationsvermögen. Wenn sich Lebensbedingungen ändern, reagieren Ökosysteme mit einer Veränderung der Artenzusammensetzung. Im Zusammenspiel von Lebewesen, Boden, Luft und Wasser wurde ein Gleichgewicht erreicht, das über geologische Zeiträume hinweg sowohl eine gleiche Zusammensetzung als auch eine gleichbleibende Durchschnittstemperatur der Erdatmosphäre und damit eine wichtige Grundlage des Lebens auf der Erde gewährleistet. Mit jeder aussterbenden Art verliert die Erde jedoch ein Stück ihres Regulationsvermögens. In früheren erdgeschichtlichen Zeiten konnte der Artenverlust durch die Evolution mit der Entstehung neuer Arten kompensiert werden. Heute ist der Artenschwund aber etwa zehntausend mal schneller als die Entstehung neuer Arten. Artenschwund führt deshalb dazu, dass die ausgleichende Wirkung der Biosphäre gegenüber dem Klimawandel allmählich verloren geht. Da die Erderwärmung wiederum zum Aussterben von Arten beiträgt, bedingen und ergänzen sich diese beiden Erscheinungsformen der ökologischen Krise. Im Interesse der Erhaltung unserer Lebensgrundlagen reicht es deshalb nicht aus, die globale Erwärmung zu bekämpfen. Es ist auch überlebensnotwendig, die biologische Vielfalt zu erhalten. Eine zentrale Bedeutung kommt dabei dem Erhalt der botanischen Vielfalt zu.

      Bedeutung der Pflanzen

      Pflanzen sind die einzigen Organismen, die aus anorganischen Stoffen organische Stoffe herstellen können. Dabei entsteht Sauerstoff, den alle Organismen zum Atmen brauchen. Und dabei wird der Umgebung Kohlendioxid entzogen. Gelangt pflanzliche Biomasse dauerhaft unter Luftabschluss, wird der dadurch gebundene Kohlenstoff nicht wieder als CO2 freigesetzt und bleibt als Torf und Kohle gespeichert. Pflanzen stehen also immer am Anfang von Nahrungsketten. Alle Tierarten hängen direkt oder indirekt von ihnen ab. Gerade unter den Insekten gibt es Nahrungsspezialisten, die sich nur von einer einzigen Pflanzenart ernähren können. Stirbt diese aus, ist es auch um die von ihr abhängigen Insektenarten geschehen. Man schätzt, dass beim Aussterben einer Pflanzenart gleichzeitig durchschnittlich zehn Tierarten auf immer verschwinden.

      Innerhalb einer Pflanzenart kommt es im Laufe der Evolution dazu, dass sich Populationen an die regionalen Lebensbedingungen anpassen. Deshalb ist es wichtig, nicht nur das weltweite Aussterben zu verhindern. Der regionale Schutz soll den Verlust der genetischen Vielfalt innerhalb einer Art verhindern. Bei Begrünungsmaßnahmen sollte deshalb immer auf Saat- oder Pflanzgut aus der Region zurückgegriffen werden.

      Verlustursachen

      Um Pflanzenarten erhalten zu können, muss man die Gründe für ihren Rückgang kennen. Zunächst ein Rückblick auf die Entstehung der Artenvielfalt: Ohne Zutun des Menschen würde in Deutschland fast ausschließlich nur Wald wachsen. Freilandbiotope wie Wiesen, Weiden, Äcker und Heiden sind Ökosysteme, die ohne Bewirtschaftung nicht entstehen konnten. Je unterschiedlicher die Lebensbedingungen auf engem Raum sind, desto unterschiedlicher entwickelt sich auch die Vegetation. Die größte Vielfalt an Bodennutzungen und an botanischer Artenvielfalt finden wir vor dem industriellen Zeitalter um 1800 bis 1850. Viele inzwischen ausgestorbene oder selten gewordene Pflanzenarten konnten sich nur dank damals verbreiteter extensiver Nutzungsformen etablieren. Erinnert sei hier an Drei-Felder-Wirtschaft, Weidewirtschaft mit kleinen Tierbeständen unterschiedlichster Nutztierarten. Auch Waldweide war verbreitet, was zur Entstehung der Heidelandschaften führte. Mit dem Verschwinden dieser Nutzungsformen verschwanden auch die daran gebundenen Pflanzenarten. Hinzu kamen Neuerungen in der Landwirtschaft wie Tiefpflügen, mineralische Düngung, Saatgutreinigung, chemische Unkrautbekämpfung. Mit der Zusammenlegung von Ackerflächen und der Beseitigung von „Bewirtschaftungshindernissen“ verschwanden in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts auch kleinflächige Rückzugsräume. Das Ergebnis ist heute eine weitgehend ausgeräumte Agrarlandschaft mit Monokulturen, deren Artenreichtum geringer ist als der natürlicher Wüsten.

      Das spiegelt sich in der Auflistung der Verursacher des botanischen Artenrückgangs wider. Für kaum eine Art gibt es nur ein oder zwei Ursachen ihres Rückganges. Dazu sind die Zusammenhänge in der Natur viel zu komplex. Trotzdem lassen sich die Ursachen in Gruppen zusammenfassen.

      An erster Stelle steht die Zerstörung von Lebensräumen. Artenreiche Landschaftselemente sind heutzutage meistens landwirtschaftlich kaum nutzbar und gelten noch immer als Ödland oder Unland, das man bedenkenlos in Wohn- oder Gewerbegebiete bzw. Verkehrsflächen umwandeln könne. Umweltverbände prangern immer wieder den viel zu großen Flächenverbrauch in Deutschland an, wo Jährlich eine Gesamtfläche neu überbaut wird, die etwa der Fläche des Bodensees entspricht.

      An zweiter Stelle steht bereits die Landwirtschaft. Der Trend zur Intensivierung hat mit dem verstärkten Anbau von Energiepflanzen (Mais für Biogasanlagen, Chinaschilf, Raps) weiter zugenommen. Einträge von Stickstoff und Phosphor führen zum Rückgang vieler Arten nährstoffarmer Standorte. Aus dieser Tatsache wird häufig ein Konflikt zwischen Naturschutz und Landwirtschaft konstruiert. Viele Landwirte betrachten Naturschützer als ihre natürlichen Feinde. Schuld sind aber nicht die Landwirte. Zu geringe Gewinnspannen lassen ihnen häufig keine andere Wahl. Sie brauchen die Unterstützung der gesamten Gesellschaft, um naturverträglicher wirtschaften zu können.

      An dritter Stelle der Rückgangsursachen steht die Veränderung von Standorten. Nährstoffeintrag beeinflusst nicht nur landwirtschaftliche Flächen. Er ist inzwischen zum allgemeinen Phänomen geworden. Abdrift aus Äckern trägt dazu ebenso bei, wie die Vermüllung der Landschaft, das Verwehen von Straßenstaub oder der Schadstoffausstoß aus Verbrennungsmotoren. Der Stickstoffeintrag je Hektar Bodenfläche mit dem Regen ist heute etwa so groß wie die Menge an mineralischem Stickstoffdünger, die in den 1950er Jahren der ostdeutschen Landwirtschaft zur Verfügung stand. Die Folgen sind offensichtlich. An Straßenrändern, die früher mit Margeriten, Glockenblumen und vielen weiteren Wildblumen ein Eldorado für Insekten waren, finden wir nur noch stickstoffliebende Gräser und Brennnesseln. Die Auflassung ertragsarmer Standorte, deren Bewirtschaftung teurer wäre als der Ertrag, führt über lange Sicht zur Wiederbewaldung. Damit verschwinden Pflanzenarten, die nur durch die Bewirtschaftung gedeihen können. Betroffen davon sind insbesondere Trockenrasen, Feuchtwiesen und Äcker auf Sandboden. Dem entgegen zu wirken läge auch im Interesse des Tourismus, denn mit dem Zuwachsen ehemaliger Offenflächen verliert die Landschaft auch an Erholungswert.

      Eine spezifische Art von Standortveränderung ist die Verstädterung von Dörfern. Waren Dörfer früher noch geprägt von Bauernhöfen und dem dazugehörigen Handwerk, sind sie heute meist nur noch von der Landwirtschaft entkoppelte Eigenheimsiedlungen. Aus Futterflächen für Kleintiere wurde Zierrasen. Aus artenreichen pflegearmen Bauerngärten wurden pflegeintensive Blumengärten. Streuobstbestände wichen exotischen Gehölzen, zumeist Koniferen. Immer mehr Flächen werden betoniert oder zugepflastert. Flächen zwischen Gehölzen werden nicht begrünt, sondern mit Rindenmulch, Kieselsteinen oder Splitt verfüllt. Besonders extreme Beispiele lebensfeindlich gestalteter Gärten bezeichnet man neuerdings auch als „Gärten des Grauens“. An Grundstücke grenzende Straßenränder, die problemlos Standort von Wildpflanzen sein könnten, werden mit wöchentlichen Reinigungsaktionen „unkrautfrei“ gehalten. Wer Wildpflanzen duldet oder gar fördert, gilt als unordentlich. Bemerkenswert: In den Städten vollzieht sich eine gegenteilige Entwicklung, zurück zur Natur mit begrünten Dächern und Fassaden, ökologischer Gestaltung von Hinterhöfen, Wildblumen in Baumscheiben usw.

      Auch die Forstwirtschaft hat zum Artenverlust beigetragen. Vom Menschen unbeeinflusste Wälder gibt es faktisch nicht mehr. Seit über 200 Jahren steht der Anbau schnell wachsender Baumarten im Vordergrund, die nach 80 Jahren bereits geerntet werden können. Anstelle der natürlich vorkommenden artenreichen Mischwaldgesellschaften beherrschen heute Monokulturen unsere Wälder. Fichten dominieren in Berglagen, obwohl sie unter natürlichen Bedingungen erst in über 800 m Höhe zur beherrschenden Baumart wird. Im Tiefland dominiert immer noch die Kiefer, die in Naturwäldern im Mischbestand nur etwa 10 % der Bäume ausmachen würde. Das hat natürlich auch Auswirkungen auf die Artenzusammensetzung der Waldbodenvegetation. Unter Fichten und Kiefern fehlt diese oft vollständig. Die Rückkehr zu naturnahen Mischwäldern ist umso notwendiger, da diese wesentlich besser auf die Klimaänderungen reagieren können. Allerdings kann es bis zu 800 Jahre dauern, bis sich die natürliche Artenzusammensetzung wieder eingestellt hat.

      Eine nicht unbedeutende Rolle kommt der Einführung fremdländischer Arten zu. Etwa jede zehnte eingeschleppte Art hat das Potential, sich zur Problemart zu entwickeln. Die in ihrer ursprünglichen Heimat vorhandenen Gegenspieler fehlen hierzulande. Sie neigen deshalb zu ungehinderter Entwicklung und sind in der Lage, heimische Pflanzengesellschaften zu verdrängen. Beispiele sind die Spätblühende Traubenkirsche aus Nordamerika, Sachalin-Staudenknöterich und Japanischer Staudenknöterich aus Ostasien, Indisches Springkraut aus dem Himalaya und die Herkulesstaude aus dem Kaukasus. Eine direkte Bekämpfung ist hier erforderlich, aber nur schwer umzusetzen.

      Direkte Ausrottung wie bei einigen Tierarten kommt bei den Pflanzen weniger vor, kann aber für ohnehin seltene Arten, z. B. einheimische Orchideen, von Bedeutung sein.

      Staatlicher Artenschutz wenig wirksam

      Bereits seit Ende des 19. Jahrhunderts versucht man, das Artensterben aufzuhalten, bisher ohne Erfolg. Entsprechende Gesetze führten nicht zur erwünschten Wirkung. Die entsprechenden Paragraphen im Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit der Bundesartenschutzverordnung schützen nur vor der direkten Ausrottung. Da diese aber nur eine untergeordnete Bedeutung hat, ist dieses Instrument fast wirkungslos. Wesentlich bessere Wirkungen sollen im Biotopschutz erzielt werden. Seltene und vom Aussterben bedrohte Biotoptypen sollen erhalten und in ihrem ökologischen Zustand verbessert werden. Gesetzliche Grundlage hierfür sind die FFH-Richtlinie der Europäischen Union sowie deren Umsetzung in den Naturschutzgesetzen des Bundes und der Länder. Aber die Schwierigkeiten liegen hier wiederum im Detail. Am einfachsten ist noch der Umgang mit Waldökosystemen. Um sie in einem natürlichen Zustand zu erhalten oder sie dahin zu entwickeln, müssen sie nur sich selbst überlassen werden. Eine Bejagung übermäßiger Pflanzen fressender Wildbestände ist erforderlich. Unterstützend können Initialpflanzungen oder Aussaat der bodenständigen Baumarten und die Entfernung unpassender Gehölze praktiziert werden. Gelungene Beispiele findet man in den Nationalparken Bayrischer Wald und Hochharz, wo sich nach Borkenkäferbefall abgestorbene Fichtenwälder nach und nach wieder in die früher dort vorhandenen Buchenwälder umwandeln.

      Aber die wenigsten der bedrohten Pflanzenarten sind in Wäldern zu Hause. Etwa 80 % der bedrohten Pflanzenarten sind Arten des Offenlandes. Meist sind sie an bestimmte historische Nutzungsformen der Landschaft gebunden. Um sie zu erhalten, muss die jeweilige Nutzungsform weiter betrieben oder durch Pflegemaßnahmen ähnlicher Wirkung ersetzt werden. Trockenrasen sind z.B. im besten Zustand, wenn sie von Schafen und Ziegen beweidet werden. Häufig sind aber die dazu nötigen Tierbestände nicht vorhanden, weil Schäfereien kaum noch Existenz sichernde Einkommen einbringen. Ersatzweise kann ein- oder zweimal jährlich gemäht werden, aber auch das verursacht Kosten. Die Gesellschaft muss bereit sein, diese zu übernehmen. Das ist unter privatkapitalistischen Verhältnissen nicht unproblematisch, zumal sich die meisten Flächen in Privatbesitz befinden. Die derzeit wichtigste Form ist der Vertragsnaturschutz. Landnutzer erhalten Zuschüsse für Bewirtschaftung bzw. Pflege geschützter Flächen, um Ertragsausfälle auszugleichen. Allerdings reichen die dafür zur Verfügung gestellten Gelder nicht annähernd aus, den eigentlich erforderlichen Bedarf zu decken. Hinzu kommen umständliche bürokratische Hürden. Zudem steht das Instrument des Vertragsnaturschutzes nur für Flächen zur Verfügung, die innerhalb eines Schutzgebietes liegen. Artenschutz muss aber in der gesamten Landschaft betrieben werden, um wirksam zu sein.

      Biotopvernetzung wichtig

      Es reicht auch nicht aus, isolierte Inselbiotope zu erhalten, sie müssen untereinander vernetzt werden. Die Verbindung erfolgte früher über die Wanderschäferei, die es nicht mehr gibt. In Fell und Klauen verschleppten die Schafe Samen und trugen so zur Verbreitung der Pflanzen bei. Die meisten Tiere brauchen Strukturen, die ihnen bei der Wanderung Nahrung und Schutz bieten.

      Eine wichtige Rolle bei der Biotopvernetzung kommt dem Straßenbegleitgrün zu, das sich nicht in Privatbesitz befindet. Es ist häufig breiter als die eigentliche Straße und könnte gezielt im Sinne des Biotopverbunds gestaltet werden. Die Straßenbaulastträger müssen dafür sensibilisiert werden, ansonsten richtet sich die Gestaltung und Pflege des Straßenbegleitgrüns nur nach Aspekten des Straßenverkehrs (Verhinderung von Sichtbeeinträchtigungen, Blendschutz für Autofahrer usw.). Straßenränder und Böschungen können sehr artenreich sein. Da sie aber ständigem Nährstoffeintrag unterliegen, ist eine Aushagerung erforderlich, was die Entfernung des Mähgutes bedeutet. Meistens bleibt das Mähgut aber als Mulch liegen, der verrottet und den Boden düngt. Im Laufe der Zeit reichern sich Stickstoff und Phosphor im Boden an, der Aufwuchs und damit der Mähaufwand nehmen zu. Deshalb hier ein Vorschlag zur Pflege des Straßenbegleitgrüns: Das direkt neben der Fahrbahn liegende Bankett (50 cm bis 1m ab Fahrbahnkante) muss gemäht werden, sobald es die Sicht behindern könnte. Die dahinter liegende Fläche braucht keine intensive Pflege. Hier reicht einmalige bis zweimalige Mahd pro Jahr völlig aus, damit Pflanzen blühen und Samen bilden können. Das Mähgut sollte zum Abtrocknen und Ausfallen der Samen wenige Tage liegen bleiben und dann einer Nutzung zugeführt werden, z. B. der Herstellung von Industriekompost.

      Botanischer Artenschutz sollte auch bei der Gestaltung von Siedlungsflächen beachtet werden. Prinzipiell gilt: Je mehr Pflanzen- und Tierarten einen Lebensraum finden, desto wohler fühlt sich auch der Mensch. Rasen kann fast überall zu Blumenwiesen umgewandelt werden, im öffentlichen Grün genauso wie auf Privatflächen. Die Insektenwelt wird es danken. Ausgenommen sind nur Rasenflächen, die als Liegewiese, Sportplatz, Spielplatz, Wäschetrockenplatz oder ähnliches genutzt werden. Die Umwandlung ist denkbar einfach. Da sich ein fast unerschöpflicher Samenvorrat im Boden befindet, der über Jahrzehnte die Keimfähigkeit behält, reicht es schon aus, nur noch zweimal jährlich zu mähen. Durch Umgraben ohne Neuaussaat kann der Prozess der Umgestaltung beschleunigt werden. Natürlich ist auch die Aussaat von Blumenwiesen möglich, verursacht aber zusätzliche Kosten.

      Zusammenfassend ist festzustellen, dass Erhalt und Vermehrung auch der botanischen Artenvielfalt vor allem Problembewusstsein erfordert, um überkommene Verhaltensmuster und übertriebenen Ordnungssinn zu überwinden. Vor allem muss es zum gesamtgesellschaftlichen Anliegen werden.

      Mehr Mut zur Wildnis – auch vor der Haustür!

    

    
      "Wie das Arten- und Insektensterben stoppen? - Biotopverbundlinien überall in der Landschaft sind dringend erforderlich!" 

      von Jürgen Kruse

      Klimakatastrophe und Artensterben sind die Probleme, die rasches und konsequentes Handeln erfordern.

      Die chemieorientierte industrielle Landwirtschaft ist nicht nur bedeutender Faktor bei der Klimaerwärmung, Feinstaub- und Keimproduzent, sondern auch Hauptursache für das dramatische Sterben von Pflanzen- und Tierarten, u.a. der Wildbienen, die zu den wichtigsten Bestäubern gehören. Mit giftiger Gülle, tödlichen Pestiziden und Kunstdünger werden die Lebensgrundlagen (Boden, Wasser und Luft) zerstört. Auch die Gesundheit der Menschen ist bedroht (Feinstaub, multiresistente Keime, Giftnebel, Bioaerosole...). Erst eine Agrarwende hin zu ökologischer Landwirtschaft kann diesen Niedergang aufhalten. Daher muss dringend über die Pestizidlüge aufgeklärt werden, die nur den Chemie- und Agrarkonzernen nutzt (das leistet u.a. die Ausstellung „Irrweg Pestizide“18. Vandana Shiva hofft auf eine Welt ohne Pestizide bis 2030 und ruft zum „weltweiten zivilen Ungehorsam“ auf, verbunden mit 100 Prozent Bio-Landbau19. 

      Naturschützer versuchen mit kleinen Oasen, die Vielfalt zu erhalten bzw. neu zu schaffen, u.a. mit Wildbienenprojekten (siehe u.a.: UN-Dekade „Biologische Vielfalt“-Projekt20).

      Eine wesentliche Ursache für das bedrohliche Artensterben ist neben der flächendeckenden Dauerberieselung der Feldflur mit belasteter Gülle bzw. Kunstdünger und mit tödlichen Giften das Verschwinden bzw. die Verstümmelung der Biotopverbundlinien, vor allem der Hecken und Wallhecken.
Stattdessen brauchen wir für Klima- und Artenschutz viele Kilometer mit neuen Heckenlinien und mit Säumen und Rainen sowie überall Uferrandbepflanzungen. Der ökologische Wert der Hecken (mit Kernzone, Mantel und beidseitigem Krautsaum) ist vielfach beschrieben und dokumentiert.21

      Die Broschüre "Biotopverbundplanung" des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe (1989) belegt, dass man schon damals klar die Notwendigkeit für neue Heckenlinien, Uferrandbepflanzungen etc. zur Sicherung der Artenvielfalt in der sogenannten "Kulturlandschaft" sah! Doch die zuständige Stelle ("Koordinationsstelle Umweltschutz") wurde aufgelöst, die Broschüre verschwand in der Versenkung und die Naturzerstörung, die Massaker an Hecken und Bäumen gingen weiter und haben mit der heutigen radikalen Ausräumung der Landschaft hoffentlich ihren Endpunkt erreicht. 

      Was hierzulande als "Pflege" des "Straßenbegleitgrüns" praktiziert wird, kann man aus Sicht der Tiere (der Insekten/Bestäuber) und der Pflanzen nur noch Hecken- und Baummassaker nennen. Oft entspricht dieser Missstand faktisch einer Beschädigung öffentlichen Eigentums oder einer "gemeinschädlichen Sachbeschädigung" (§ 304 StGB).22

      Betrug mit Kompensationsmaßnahmen - Ahaus ist kein Einzelfall...

      In der Stadt Ahaus ist ein skandalöser Fall von Betrug mit Ausgleichsmaßnahmen für Versiegelungen, Baumaßnahmen, Gewerbegebieten etc. aufgedeckt worden, der auf Lücken im Naturschutz- und Baurecht hinweist! Die als Kompensationen vorgesehenen Pflanzungen von Bäumen, Hecken usw. sind systematisch unter den Augen der zuständigen Behörden nicht getätigt oder wieder beseitigt worden.23 

      Wir brauchen die Absicherung und Kontrolle einer naturnahen und die ökologischen Funktionen sicherstellenden Pflege aller die Artenvielfalt fördernden Landschaftselemente und Naturräume! Die desaströse Situation des Arten- und Insektensterbens spricht eine deutliche Sprache: Die Summationswirkungen aller Eingriffe, die wir vermeintlich legitim in die Natur vornehmen, sind für unsere Natur nicht tragbar! Eine realistische Analyse der Situation zeigt: Wir stehen auf einem Kartenhaus, das im Begriff ist einzustürzen. Wir brauchen eine Neudefinition des Begriffs „Übergeordnetes öffentliches Interesse“ vor dem Hintergrund des aktuellen Artensterbens! Unter dem Deckmantel dieses Begriffes werden viele, erheblich naturschädliche Maßnahmen vermeintlich legitimiert, zum Nachteil der nach uns folgenden Generationen! Erhalt und Schutz funktionierender Ökosysteme für die folgenden Generationen sind unser tatsächliches „Übergeordnetes öffentliches Interesse“. „Summationswirkungen“ und „Erhebliche Beeinträchtigungen“ laut FFH-Richtlinie24 werden nicht ausreichend realistisch erfasst. Daher sind sie kein ausreichendes Mittel, um Arten- und Insektensterben lokal aufzuhalten. Auch unsere sogenannten „Ausgleichsmaßnahmen“ gewährleisten nicht den ausreichenden Schutz der letzten verbliebenen, unzerschnittenen Naturräume und sind kein geeignetes Mittel, um Arten- und Insektensterben lokal und global aufzuhalten.25

      FAZIT: Unsere Naturschutzgesetze reichen einfach nicht aus! 

      Blühstreifen als Propagandatrick?

      „Es ist pervers. Verglichen mit intensiv bewirtschafteten landwirtschaftlichen Flächen sind unsere Städte, ja sogar viele Randstreifen von Autobahnen mittlerweile geradezu ein Hort der Biodiversität“, so Susanne Dohrn in ihrem neuen Buch „Das Ende der Natur. Die Landwirtschaft und das stille Sterben vor unserer Haustür“.26

      Das Bundesnaturschutzgesetz fordert Biotopvernetzung. Insbesondere in landwirtschaftlichen Gebieten sind „zur Vernetzung von Biotopen erforderliche lineare und punktförmige Elemente, insbesondere Hecken und Feldraine sowie Trittsteinbiotope, zu erhalten und dort wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, zu schaffen“ (§ 21 (6)) 

      Fachleute fordern schon lange überall Biotopvernetzungen zu schaffen.27

      
        [image: Bild6]Blühstreifen-Propaganda des Bauernverbandes oder fehlinformierte Landwirtschaft

      

      Die nun überall propagierten Blühstreifen sind ja nur der Versuch, einen kleinen Ausgleich für die verschwundenen Hecken, Krautsäume und Feldraine zu schaffen. Mit großem PR- und Propagandaaufwand versuchen Chemie- und Agrarindustrie und Bauernfunktionäre mit Blühstreifen von den Ursachen des Artensterbens abzulenken. Oft in einjährigen Blühstreifen entlang von Monokulturen (wie Mais) werden verschiedenste Blühmischungen eingesät. Nach wenigen Monaten werden diese Standorte wieder „bearbeitet“ (gemäht, verdichtet, mit Pestiziden behandelt etc.). Damit werden diese Flächen zu Todesfallen für die Tiere, denen man angeblich helfen will. Die in diese Streifen gelockten Tiere und ihre Lebensgrundlage werden wieder vernichtet (das möglicherweise noch mit Steuergeldern gefördert!).

      Ohnehin sind die Kommunen im Rahmen der „Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt“28 verpflichtet, die kommunalen Wegränder zurückzuholen für neue Biotopverbundlinien in Form von ökologisch bedeutsamen Hecken (mit Kernzone, Mantel und Saum) bzw. Dauerblühstreifen mit heimischen Wildkräutern. Hier sind die Bemühungen in der Stadt Vreden positiv, zumal hier auch ein Heckenkataster sowie ein Pflegekonzept vorgesehen sind.29 Im Münsterland wurde dazu ein Muster-Antrag entwickelt, der in jeder Kommune als Bürgerantrag oder über eine Fraktion gestellt werden könnte30. 

      [image: Bild7]Der Bauernverband hat auf Landes- und Kreisebene Rahmenvereinbarungen zur Biodiversität mit unterzeichnet. Dennoch sieht man davon in den ausgeräumten Zonen mit grünen Wüsten eher nichts, stattdessen werden Propagandafeldzüge geführt mit Hinweistafeln an fragwürdig aufgestellten und bestückten Insektennistwänden, in Alibi-Blühstreifen usw.. Eine sogenannte „Nachhaltigkeitsstrategie“ des WLV31 produziert Sprechblasen und Scheindiskussionen. Selbst eine Beratung durch die Landwirtschaftskammer in Sachen „Blühstreifen“ hat z.B. im Kreis Borken anscheinend nicht zu einer naturfreundlicheren Einstellung von Landwirten geführt. 

      Weiterhin wird Gülle-Entsorgung und Giftspritzerei betrieben bis auf und über Graben- und Gewässerböschungen hinaus. Auch die Wasserrahmenrichtlinie wird nicht umgesetzt. Landwirte und Bauhöfe der Kommunen, des Kreises, des Landes richten an Hecken und Bäumen weiterhin Massaker an. 

      Eine naturnahe Pflege im Einklang mit dem Naturschutzrecht (abschnittweises „Auf-den-Stock-setzen“ etwa alle zehn Jahre) muss zuerst einmal gewollt und durchgesetzt werden. Dabei sind Hecken ein eigener Habitattyp mit mehr Gehölzarten als in Wäldern und vielen Lebensmöglichkeiten auf eng begrenztem Raum, wenn man sie in Ruhe lässt und  die ökologischen Funktionen beachtet (u.a. ausreichend breiter Krautsaum).32 

      Angesichts des sich beschleunigenden Klimawandels und des dramatischen Anstiegs der Treibhausgase können wir uns ein „Weiter so!“ nicht mehr leisten. Die Kommunen müssen alle klimafreundlich werden und „aufblühen“, die „Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt“ und die UN-Agenda 2030 (für „nachhaltige Entwicklung“) wird sonst zu einer Karikatur!33

      
        [image: Bild5]Dauerblühstreifen mit heimischem Saatgut (Münsterland) in Legden-Asbeck im 2.Jahr

      

      Wenn man nur die in der Flurbereinigung vorgesehenen Heckenlinien aktivieren, die in den Landschaftsplänen vorgeschlagenen Biotopverbundlinien endlich schaffen und alle Ausgleichsmaßnahmen umsetzen und kontrollieren würde, wäre eine ausreichende Basis für die Schaffung der vielen Kilometer mit neuen Biotopverbundlinien - besonders in Form von Hecken und Wallhecken - schon vorhanden. Siehe dazu den „Anwalt der Wallhecken“ Georg Müller (www.wallhecke.de) und den Arbeitskreis Heckenschutz (www.hecke.wg.vu)! 

    

    
      Verbände fordern umgehend Schutzgebiet im Nordsteigerwald! 

      von Ulla Reck

      Grünes Juwel – die Buchenwälder im Nordsteigerwald 

      Hier gibt es sie noch: großflächige zusammenhängende Laubmischwälder mit alten mächtigen Buchengiganten. In sechs kleinen Naturwaldreservaten, die seit Jahrzehnten nicht mehr bewirtschaftet werden, tummelt sich das wilde Leben, darunter prominente Zielarten von NATURA 2000, wie Mopsfledermaus, Halsbandschnäpper oder Haselmaus. Aufgrund der abwechslungsreichen Keuper-Geologie findet sich hier ein kleinflächiges vielfältiges Mosaik aus unterschiedlichen natürlichen Waldlebensräumen: eng verzahnt wachsen verschiedenste Buchen- und Eichen-Hainbuchen-Waldgesellschaften, ergänzt um prioritäre europäische Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Lebensraumtypen wie „Schlucht- und Hangmischwälder“. 

      Bayerns wertvollstes größeres Laubwaldgebiet für ein UNESCO-Weltnaturerbe 

      Die hohe ökologische Wertigkeit wird seit Jahrzehnten in zahlreichen Studien bestätigt: Der Nordsteigerwald ist die zweitwichtigste Vorrangfläche für großflächige Schutzgebiete in Laubwaldgebieten in Deutschland34. Von den insgesamt ca. 72 000 ha dieser in Deutschland als „sehr gefährdet“ eingestuften gemischten Vegetationsform blieb mit dem Steigerwald das bedeutendste Vorkommen von nahezu 18 000 ha erhalten35. 2006 wurden die Buchenwälder in einer bundesweiten Studie als Bayerns Spitzenkandidat für ein Weltnaturerbe der UNESCO eingestuft, deutschlandweit gelangten sie auf den 5. Platz. Als zweitwertvollstes bayerisches Laubwaldgebiet gilt der Hochspessart. Bei der Expertenanhörung zum dritten Nationalpark in Bayern im Umweltausschuss 2017 kristallisierten sich zwei Favoriten heraus: Der Spessart und der Steigerwald. 

      Hohe Zustimmung in der Region 
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      Die UNESCO setzt für eine Bewerbung um den Weltnaturerbe-Titel ein flächiges nutzungsfreies Schutzgebiet voraus. 2007 begann im Steigerwald die Diskussion um den Nationalpark durch zwei Landräte. Nationalparke bieten ihren Regionen als Prädikatsschutzgebiete ein Alleinstellungsmerkmal, sie gelten als Motoren der Regionalentwicklung. Zahlreiche Naturschutzverbände, darunter BUND Naturschutz (BN), Landesbund für Vogelschutz (LBV), WWF und Greenpeace setzen sich seit Jahren für einen Nationalpark Steigerwald ein. Mit dem „Verein Nationalpark Steigerwald“ macht sich seit 2014 auch der größte Bürgerverein pro Nationalpark in ganz Deutschland dafür stark. Mehr als 200 regionale Vertreter*innen aus Wirtschaft und Kommunalpolitik unterzeichneten 2016 parteiübergreifend die „Allianz Faire Chance“ für den Steigerwald um Ebrachs Bürgermeister Schneider. Eine Umfrage von WWF und BN ergab 2016, dass eine Zweidrittelmehrheit in der Region, die Städte Bamberg und Schweinfurt eingeschlossen, einen Nationalpark befürwortet. 

      Bürger*innen müssen in Diskussion auf Faktenbasis einbezogen werden.

      Die Bayerische Staatsregierung und die Staatsforsten (BaySF) blockieren das Projekt Nationalpark Steigerwald seit Jahren: Bis zum heutigen Tag wurde die regionale Bevölkerung nie sachlich über die Auswirkungen und Chancen eines Nationalparks aufgeklärt. Eine neutrale Potenzialanalyse, für die zu Beginn schon Gelder bereit standen, wurde in Folge vom Landtag abgelehnt und so seit 11 Jahren eine Diskussion auf Faktenbasis verhindert. 

      Das Waldschutzgebiet „Der Hohe Buchene Wald“ gilt als wertvollste Kernfläche.

      Ein Antrag der Marktgemeinde Ebrach auf größere Naturschutzgebiete (NSG) von 2011 wurde nie weiter bearbeitet. Schließlich ließ 2014 der Landkreis Bamberg unter dem damaligen Landrat Günther Denzler den Geschützten Landschaftsbestandteil (GLB) „Hoher Buchener Wald“ ausweisen. Er gilt als die wertvollste Kernfläche des Nationalpark-Suchraums. Das 775 Hektar (ha) große Schutzgebiet vernetzte zwei Naturwaldreservate flächig, die zu den wertvollsten in ganz Bayern zählen. Nach einer Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes und Verlagerung der Zuständigkeit für die Ausweisungen von Geschützten Landschaftsbestandteilen über 10 ha Größe an die Höhere Naturschutzbehörde der Bezirksregierung wurde das Schutzgebiet 2015 wieder aufgehoben („Lex Steigerwald“). 2016 lehnte der Bayerische Verwaltungsgerichtshof eine Klage von BN und LBV gegen die Aufhebung mit der Begründung ab, die Schutzgebietskategorie sei falsch gewählt ‒ bestätigte im Urteil aber ausdrücklich die „zweifelsfrei bestehende Schutzwürdigkeit“.

      Schutz der Buchenwälder im Steigerwald hat höchste Priorität.

      Nachdem die Staatsregierung den Schutz für den Hohen Buchenen Wald versagt hatte, wurden dort entgegen der Zusagen der Spitze der BaySF im Winter 2018/19 wieder zahlreiche dicke Bäume gefällt. Die Einschläge wurden auf große Proteste hin zunächst eingestellt. In einem Offenen Brief appellierten die Verbände an örtliche Mitglieder des Bayerischen Landtags. Sie begrüßen, dass als Ergebnis des „Volksbegehrens Artenvielfalt“ nach Ankündigung eines Großschutzgebietes in den Donauauen auch neue große zusammenhängende Naturwaldflächen in weiteren wertvollen Waldgebieten Bayerns entstehen sollen. Hierbei haben die wenigen noch bestehenden Reste älterer Laubmischwälder, wie im Steigerwald und Spessart, absolute Priorität. 

      Hohen Buchenen Wald und Stollberger Forst JETZT schützen!

      Bei Kartierungen wurde im Hohen Buchenen Wald die große Anzahl von 7 600 Starkbäumen nachgewiesen. Diese alt werden zu lassen und nicht als Holz zu verkaufen, wäre ein sichtbares Zeichen, dass im Staatswald die Schutzfunktionen des Waldes und das Gemeinwohl wirklich Vorrang erhalten. Es wäre auch ein wichtiges Signal zur Befriedung der Region. Da eine Bewerbung um den ersten Weltnaturerbe-Titel Bayerns nur mit einem nut­zungs­freien Schutzgebiet möglich ist, for­dern die Ver­bände im Steigerwald den „Hohen Buchenen Wald“ (Landkreis Bamberg, Regierungsbezirk Oberfranken) als nutzungsfreies Schutzgebiet auszuweisen, ergänzt durch eine landkreisübergreifende Erweiterung um den Stollberger Forst (Landkreis Schweinfurt, Regierungsbezirk Unterfranken).

      Buchenwälder gibt es nur in Europa – sie sind unser „Amazonasgebiet“.

      Buchenwälder sind die Urwälder Europas, und Deutschland beherbergt ein Viertel der Fläche ihres weltweiten natürlichen Vorkommens. Die letzten großflächigen und reinen Buchenurwälder befinden sich in den Karpaten, sie sind von Abholzung stark bedroht. Deutschland wäre von Natur aus zu fast 70 % von Buchenwäldern bedeckt. Nur noch geringe Reste dieser Fläche, knapp 8 %, sind übrig. Der Großteil davon ist junger Wirtschaftswald. Urwälder gibt es in Deutschland schon lange nicht mehr. 

      Deutsche Wälder sind zum Großteil naturferne, instabile Baum-Plantagen.

      In deutschen Wäldern ist die Artenzusammensetzung der Bäume überwiegend stark verändert. Oft herrschen künstliche Nadelholz-Monokulturen aus Fichte und Kiefer vor. Diese sind besonders anfällig für Stürme und für Waldbrände in Trockenperioden ‒ außerdem bieten sie einen idealen Nährboden für die Massenvermehrung von Insekten. Auch unsere Laubwälder sind überwiegend naturferne und strukturarme Kunstforste. Vielerorts wurde beispielsweise der Eichenanteil stark erhöht, weil deren Holz hoch begehrt ist. Da Eichen mehr Licht brauchen als die Schattenbaumart Buche, werden Bäume gefällt, um den Wald licht und hell zu machen. Das wiederum lieben auch Insekten wie der Eichenprozessionsspinner oder der Schwammspinner, die sich stark vermehren können. Um sie zu bekämpfen wird oft flächig begiftet, wobei auch andere Insektenarten getötet werden. Da Vögel oder Fledermäuse ihre Jungen mit Insekten aufziehen, verursacht das auch einen Rückgang dieser Arten. 

      Große Unterschiede zwischen Wirtschaftswald und Naturwald

      Im Wirtschaftswald ist nicht nur die Baumartenzusammensetzung verändert, hier steht auch nur knapp die Hälfte der „lebenden Biomasse“ im Vergleich zu einem Naturwald. Bäume für die Holzindustrie sollen schnell dick werden, deshalb dürfen in der Regel nur ausgewählte „Zukunftsbäume“ stehen bleiben, andere müssen als „Konkurrenten“ weichen. Wirtschaftswälder sind zum überwiegenden Teil nur ein- bis zweischichtig, während im strukturreichen Naturwald alle Altersphasen eng verzahnt stehen. Alte Bäume fehlen im Wirtschaftswald weitgehend, da die Bäume jung geerntet werden. Die aktuelle Bundeswaldinventur zeigt: Unsere Wälder sind zu jung, zu vorratsarm und enthalten viel zu wenig Biotopbäume und Totholz, um die gesamte biologische Vielfalt zu erhalten.

      Tonnenschwere Forstmaschinen schädigen den Waldboden.
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      Die Wurzeln von Waldbäumen sind über Pilzfäden im Waldboden miteinander vernetzt, man nennt dies „www“ (wood wide web) oder Internet des Waldes. Von der Lebensgemeinschaft zwischen Bäumen und Mykorrhiza-Pilzen haben beide Seiten ihren Vorteil: die Pilze erhalten Zucker, die Bäume Wasser und gelöste Nährsalze. Über die Pilzverbindung unterstützen sich Bäume gegenseitig mit Nährstoffen und senden sich Signale. Im Wirtschaftswald befahren tonnenschwere Forstmaschinen die Waldböden und verursachen massive Bodenschäden. Bodenlebewesen werden stark geschädigt und auch das „www“ leidet. Außerdem ist die Wasserspeicherfähigkeit der verdichteten Böden stark reduziert und bei Regen wird das Wasser über Rückegassen und Gräben oft schnell aus dem Wald geleitet, die Hochwassergefahr steigt. Dies passiert im Wirtschaftswald der Bayerischen Staatsforsten (BaySF) auf ca. 15-20 % der Fläche. 

      Erst ab einem Alter von 180 Jahren werden Buchenwälder interessant für viele Arten.

      Buchen werden von Natur aus 300 bis 400 Jahre alt. Im Wirtschaftswald werden sie mit 120 ‑ 140 Jahren gefällt, das ist gerade mal ein Drittel ihrer natürlichen Lebenserwartung. Und damit beginnt das Desaster: Buchenwäldern werden erst ab einem Alter von ca. 180 Jahren interessant für viele Arten. Ihre glatte graue Borke wird rissig, Äste brechen ab, Faulhöhlen entstehen, Holzpilze und Insekten siedeln sich an. Spechte hämmern ihre Höhlen ins morsche Holz. In die Baumhöhlen ziehen auch viele andere Tiere ein, wie Fledermäuse, Hohltauben oder Wildbienen. Totholz ist ebenfalls wichtiger Lebensraum und zugleich Nahrungsquelle für Arten wie Pilze und Insekten, die sich vom Holz ernähren, es abbauen und dem Waldboden die Nährstoffen wieder zuführen. Andere Arten, wie Spechte, verspeisen Käferlarven oder Holzameisen. In Naturwäldern findet man bis über 100, teilweise bis zu 300 Festmeter (fm) Totholz auf einem Hektar. In Wirtschaftswäldern durchschnittlich ca. 12 fm/ha. Da ungefähr ein Drittel aller europäischer Waldlebewesen auf Uraltbäume mit vielfältigen Habitatstrukturen (wie Höhlen, Risse oder abstehende Rinde) und große Totholzmengen angewiesen ist, sind zahlreiche Arten in unseren Wäldern heute bedroht oder bereits ausgestorben. 

      Im Bayerischen Staatswald gibt es kaum noch alte Wälder.

      Im Bayerischen Staatswald gibt es ca. 1 % alte Wälder, sogenannte Klasse 1 Wälder36. Klasse 1 Wald ist definiert als „Echte Altbäume und Reste alter Wälder“: Flächen mit über 180 jährigen Buchen, über 300 jährigen Eichen und über 300 jährigen Nadelbäumen (in Gebirgen und Mooren), sowie besondere schützenswerte, einzeln stehende Altbäume. 

      Regionale Holzversorgung auch mit Nationalpark gesichert 

      Der Staatsforstbetrieb Ebrach, auf dessen Fläche die Buchenwälder im Nordsteigerwald liegen, ist nach eigenen Aussagen einer der größten Brennholzproduzenten Deutschlands, Buchenholz wird gerne als Brennholz genutzt. 12 regionale Sägewerke werden vom Forstbetrieb nach eigenen Angaben mit Laubholz versorgt. In den jüngsten deutschen Nationalparken Schwarzwald (Baden-Württemberg, 2014) und Hunsrück-Hochwald (Rheinland-Pfalz/ Saarland, 2015), wurden Gutachten erstellt und darauf basierend Brennholzkonzepte für die Bevölkerung erfolgreich umgesetzt. Sobald Fakten zu den genauen Holzströmen durch die Bayerischen Staatsforsten offen gelegt sind, kann eine passende Lösung für die Region erarbeitet werden. Bei der Diskussion um den 3. Bayerischen Nationalpark wurde von der Staatsregierung die regionale Holzversorgung – auch holzverarbeitender Betriebe - durch Konzepte zugesichert. Der Rückgang kleiner und mittelständiger Sägewerke durch den zunehmenden Konkurrenzdruck seit der Forstreform ist in vollem Gange, ohne dass in Bayern ein neuer Nationalpark ausgewiesen worden wäre. Für die Unternehmen im Steigerwald wäre eine gesicherte Holzversorgung sogar von Vorteil.

      Naturwälder sind die besten „Klimawälder“.

      
        [image: Bild9]Naturwaldreservat Waldhaus Oltsch 2017

      

      Angesichts der aktuellen Dürreschäden in deutschen Wäldern unterstreichen die Verbände ihre Forderung nach einem nutzungsfreien Schutzgebiet. Die Buche ist in Europa heimisch und krisenerprobt, sie gilt im Klimawandel auf vielen Standorten - auch im Steigerwald - als Baumart der Zukunft. Die Bäume leiden klar erkennbar am stärksten auf trockenen Standorten, wie Südhängen. Verschärft wird dies aber durch forstliche Maßnahmen, die das Waldinnenklima stören. Naturwälder haben ein feuchteres, kühleres Waldinnenklima, weil die hohe Strukturvielfalt die Hitze abhält und das Kronendach nicht ständig durch Baumentnahmen aufgerissen wird. Sie können im Vergleich zu Wirtschaftswäldern größere Wassermengen speichern, weil keine tonnenschweren Forstmaschinen den Waldboden befahren, den Wasserspeicher verdichten und damit die Wasserspeicherfähigkeit reduzieren. Naturwälder können mehr Kohlenstoff speichern, weil sie wesentlich mehr Bäume und Totholz enthalten und Kohlenstoff über Jahrhunderte im Boden verbleibt. Der Forstbetrieb Ebrach könnte als „Klimalabor“ für die Zukunft wichtige Erkenntnisse bringen, indem eine Hälfte weiter schonend bewirtschaftet und die andere Hälfte im Nationalpark der Natur überlassen wird.

      Ein Naturwaldverbundsystem für Bayern ‒ 
mit Schutz natürlicher Anpassungsvorgänge

      BN und Greenpeace veröffentlichten 2016 den Entwurf für ein Naturwaldverbundsystem in Bayern aus nutzungsfreien Naturwäldern unterschiedlicher Größe. Winzige „Trittsteine“, wie sie jetzt gehäuft in bayerischen Regionen mit Diskussion um ein Großschutzgebiet im Staatswald eingerichtet wurden, reichen nicht aus. Trittsteine sollen größere Schutzgebiete vernetzen, aber nicht ersetzen. Von den BaySF wird suggeriert, dass bereits 10 % der Wälder einer natürlichen Waldentwicklung überlassen seien, darunter befinden sich aber beispielsweise großflächige Latschengebüsche im Hochgebirge. Ein Faktencheck zeigt: tatsächlich sind es wesentlich weniger rechtlich abgesicherte Naturwälder, als vorgegeben. 

      Großer Mangel an mittelgroßen und großen Naturwäldern 

      Vor allem an mittelgroßen und großflächigen Naturwäldern mangelt es in Bayern gewaltig. Dabei haben großflächige Schutzgebiete wichtige Funktionen: sie schützen natürliche Prozesse, bieten Raum für stabile Populationen seltener Arten und sind wichtige Lernflächen. Anpassungsprozesse können dort ungestört ablaufen und uns zeigen, wie sich der Wald an Umweltveränderungen anpasst, beispielsweise welche Baumarten dem Klimawandel standhalten. 

      (Inter)nationale Verpflichtungen in Bayern ernst nehmen – das 10 %‑Ziel

      In der Nationalen Strategie zum Schutz der Biologischen Vielfalt (Lebensräume, Arten und Gene) steht das Ziel, das sich 5 % der deutschen Wälder bis 2020 wieder frei entfalten sollen. Da ungefähr die Hälfte der Wälder in öffentlicher Hand ist, sollen es hier 10 % sein. Nach dem erfolgreichen Volksbegehren Artenvielfalt bekennt sich nun auch Bayern dazu: Dem Art. 12a des Bayerischen Waldgesetztes wurde 2019 folgender Satz angefügt: 

      „Bis zum Jahr 2023 wird im Staatswald ein grünes Netzwerk eingerichtet, das 10 Pro­zent des Staatswaldes umfasst und aus naturna­hen Wäldern mit besonderer Bedeutung für die Biodiversität besteht (Naturwaldflächen).“

      Gerade jetzt, wo sich angesichts des Klimawandels, der Diskussion um den Flächenfraß und das dramatische Artensterben eine zunehmende Zahl von Bürgerinnen und Bürgern für mehr Naturschutz einsetzt, muss die Landespolitik endlich reagieren. Wenn im Nordsteigerwald nicht umgehend ein größeres nutzungsfreies Schutzgebiet in der wertvollsten Kernfläche ausgewiesen wird, ist dies politisches Versagen in Zeiten einer Krise, die sofortiges Handeln und Weitblick verlangt.

      Besuchen Sie den Steigerwald!

      [image: Bild10]Wer Lust bekommen hat, die Buchenwälder im Nordsteigerwald näher kennen zu lernen, ist herzlich eingeladen! Unter www.pro-nationalpark-steigerwald.de sind Termine zu finden. Der BN-Wanderführer kann für 5 € bestellt werden, die Routen finden Sie auch auf unserer Webseite. Am 15./16. November findet in Ebrach die jährliche BN—Tagung „Naturerbe Buchenwälder“ statt. Hier werden am Freitag Exkursion und Kurzfilmabend, am Samstag Vorträge zum Thema Naturwälder geboten.

    

    
      Auswirkungen großer Schweinemastanlagen auf die Umwelt durch Stickstoffemissionen

      Forschungsergebnisse von Ernst Pries37, zusammengestellt von Götz Brandt

      Wenn über die Tiermassenhaltung diskutiert wird, dann stehen die art- und tiergerechte Haltung, das Schwanzkupieren, die Reduktion des Antibiotikaeinsatzes, die Kontrolle des Verbotes des Einsatzes von Reserveantibiotika, die Spaltenbodenhaltung, die beengten Haltungsbedingungen und die Beschränkung der Tieranzahl auf die im Landwirtschaftsbetrieb selbst erzeugten Futtermittel im Vordergrund. Weniger häufig wird über Geruchsbelästigung und die Emissionen von Stickstoff, Schwermetallen und Phosphor debattiert.
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      Hier soll über die für Mensch und Natur schädlichen Stickstoffemissionen von Schweinemastanlagen mit großen Tierbeständen berichtet werden. Das Bundesemissionsschutzgesetz fordert Untersuchungen zu den Emissionen ab Beständen von 1.500 Mastschweinen und 560 Sauen. Oft wird von den Antragstellern bei der Angabe der Emissionen getrickst. Die Vorbelastung der Böden und des Wassers werden vernachlässigt bzw. gar nicht erfasst, die Emissionen herunter gerechnet. Dabei liegen für das Gebiet der DDR seit 1955 Messwerte für die Stickstoffbelastung der Wälder und Böden vor. Nach der Wende wurde die Stickstoffkartierung eingestellt. Auch war bekannt, dass z.B. in der Schweinemast- und -zuchtanlage Eberswalde (Tierbestand ca. 190.000) eine erhebliche Stickstoffüberdüngung in Wald und Feld im Lee von mindestens 15 km und im Luv mindestens 8 km betrugen. Das hat Ernst Pries bei der Schweinemastanlage Haßleben (M/V) mit über 67.000 Mastplätzen ebenfalls nachgewiesen. Heutzutage findet durch moderne Abluftanlagen und Biogasanlagen eine teilweise Verlagerung der Stickstoffverbindungen von der gasförmigen in die flüssige Phase statt, doch mengenmäßig ändert sich nichts.

      Stickstoff ist als wesentlicher ertragssteigernder Pflanzennährstoff durch Überdüngung zum Schadstoff für die Wälder, das Grundwasser, die Gewässer und Moore geworden. In der Anlage Haßleben wurden pro Jahr 57,5 t Ammoniak ausgestoßen, die in Hauptwindrichtung abdrifteten. So wurde die Umgebung jährlich mit 20 bis 30 kg/ha Stickstoff überdüngt. Daran hat auch die Ausbringung von Gülle einen erheblichen Anteil. Dabei entweicht Ammoniak, das sehr reaktionsfreudig ist und sich in Wasser gut löst (702 m³ Ammoniak lösen sich in 1 m³ Wasser). Etwa 20 bis 30 % des Stickstoffs der Gülle werden bei der Ausbringung als Ammoniak emittiert. Bei Regen, Nebel und feuchter Witterung gelangt das in Wasser gelöste Ammoniak in den Boden und ins Grundwasser. Da Ammoniak leichter als Luft ist, steigt es bei trockenem Wetter in große Höhen auf und verteilt sich in weitem Umkreis des Entstehungsortes. 

      Wenig beachtet wird bei der Genehmigung von großen Tierkonzentrationen als Gewerbebetriebe ohne landwirtschaftliche Flächen, dass es bei Stickstoff eine Vorbelastung gibt. Die Landwirtschaftsbetriebe überdüngen seit Jahrzehnten ihre Felder und Wiesen. Die EU hatte Deutschland verpflichtet, bis 2010 die Stickstoffdüngergaben auf 80 kg/ha pro Jahr zu senken. 2010 wurden aber immer noch im Durchschnitt 102 kg/ha ausgebracht. Unter Einbeziehung der Bioenergieerzeugung (Maisanbau) waren es 2008 sogar 159 kg N/ha/a. 2018 wurden immer noch Düngergaben von 93 kg/ha statistisch ermittelt. Bis 2030 will die Bundesrepublik in ihrer „Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie“ 70 kg/ha erreichen. Bei der gegenwärtigen Land­wirtschaftspolitik sind das Traumziele..

      Ein Ökosystem, das bereits stickstoffübersättigt ist, wird durch ständige weitere Ablagerung von Stickstoff zunehmend verwundbarer. Viele Pflanzenarten vertragen keine Überdüngung mit Stickstoff. Diese Arten verschwinden für immer. Trocken- und Magergrasstandorte, die bisher mit Stickstoffmangel gut gediehen, sind in Mecklenburg-Vorpommern in den letzten 30 Jahren um 75 % zurück gegangen und zwar durch allgemeinen Stickstoffeintrag auch fernab von Tiermassenanlagen. Was der Wald an Stickstoff nicht aufnehmen kann, das versickert im Boden und erreicht das Grundwasser und später die Gewässer. Sickerwasseruntersuchungen in Sachsen-Anhalt ergaben einen Stickstoffgehalt von 75 mg/l. In der Uckermark wurden Nitratwerte von 181 mg/l als Spitzenwert gemessen. Für Säuglinge ist Wasser unter 10 mg/l Nitrat zugelassen. Bei Babys greift Nitrat die roten Blutkörperchen an, die den Sauerstoff durch den Körper transportieren. Geschädigte Babys laufen blau an.

      Viele Trinkwasserlieferer haben mit dem Stickstoffgehalt ihres Wassers Probleme, denn 74 % des Trinkwassers werden in Deutschland aus dem Grundwasser gewonnen. Im Festlandeuropa hat Deutschland die höchsten Nitratwerte im Trinkwasser. 25 % der Förderstellen halten die EU-Richtwerte nicht ein. Drei Viertel der Nitratbelastung werden durch die intensive Landwirtschaft verursacht. Die Bundesregierung geht gegen die übermäßige Stickstoffdüngung nicht ernsthaft vor. Landwirte sind Wähler der CDU/CSU.

      Die heute akzeptable Nitratbelastung der Waldböden schwankt von 5 bis 15 kg/ha/a je nach Standort und Baumart. Erreicht wird das 2 bis 6-fache. Durch N-Überdüngung entsteht auch Lachgas, das als 250- bis 300- fach stärkerer Klimakiller als Kohlendioxid eingestuft wird.

      Gefordert werden muss von den staatlichen Genehmigungsbehörden, dass die Stickstoffemissionen im Genehmigungsverfahren vollständig erfasst werden und die Vorbelastung von Feld, Wald und Wiesen sowie Gewässern voll berücksichtigt wird. Besser noch wäre es, die Tieranzahl auf die in den landwirtschaftlichen Betrieben selbst erzeugte Futtermenge zu begrenzen und gewerbsmäßige Schweinemastanlagen nicht mehr zu genehmigen.

    

    
      Ackergifte? In der Luft!
Studie zur Pestizid­verbreitung über die Luft

      Pressemitteilung vom Bündnis enkeltaugliche Landwirtschaft e. V.38

      Auf der BioFach 2019 präsentierte das Bündnis für eine enkeltaugliche Landwirtschaft die bisher umfassendste Studie für Deutschland zur Verbreitung von Pestiziden über die Luft. Mittels Luftgüte-Rindenmonitoring wurden Bäume an 47 unterschiedlichen Standorten bundesweit untersucht. Die Ergebnisse, die das vom Bündnis beauftragte unabhängige Forschungsbüro TIEM integrierte Umweltüberwachung vorgelegt hat, müssen Konsequenzen haben – da sind sich alle Beteiligten einig.

      Denn ob landwirtschaftliche Region, Naturschutzgebiet oder Großstadt: An allen 47 untersuchten Standorten wurde eine Pestizid-Belastung nachgewiesen. Insgesamt 106 Substanzen in unterschiedlichen Kombinationen fanden die Forscher. Trauriger Spitzenreiter ist, wie nach Pilotstudien bereits erwartet, Pendimethalin. Auf Platz zwei folgt überraschend DDT, ein Wirkstoff, dessen Einsatz in Deutschland seit Jahrzehnten verboten ist.

      „Hier zeigt sich anschaulich, wie die Entscheidungen früherer Generationen sich noch lange in die Zukunft auswirken“,

      kommentiert Stephan Paulke, 1. Vorsitzender des Bündnisses für eine enkeltaugliche Landwirtschaft. An über der Hälfte aller Standorte wurde Glyphosat nachgewiesen. Die Studie liefert zudem klare Anhaltspunkte dafür, dass Standorte mit hoher Winderosion stärker betroffen sind. Ein besonders brisantes Ergebnis, denn bei Glyphosat galt eine Verfrachtung über die Luft bisher als ausgeschlossen.

      „Damit dürfte klar sein, dass die aktuellen Regelungen zum Monitoring und der Regulierung der Luftbelastung nicht ausreichen“,

      stellt Johannes Heimrath von der Bürgerinitiative Landwende und Vorstand im Bündnis für eine enkeltaugliche Landwirtschaft, fest. Als Konsequenzen aus den Ergebnissen der Studie fordert das Bündnis die Aussetzung der Zulassung der Wirkstoffe Pendimethalin und Prosulfocarb, um die Umwelt und den ökologischen Landbau zu schützen. Ebenso sei eine Neubewertung der Zulassung von Glyphosat notwendig, da die offensichtlich stattfindende Luftverfrachtung im Zulassungsverfahren derzeit nicht berücksichtigt wird. Insgesamt, so das Fazit, sei eine Revision des europaweiten Zulassungsverfahrens für Pflanzenschutzmittel ebenso erforderlich wie die Erweiterung des Zulassungsverfahrens um ein umfassendes Monitoring der Auswirkungen auf Mensch und Umwelt. Nur so könne angesichts der neuen Erkenntnisse langfristig die Koexistenz der Landbauformen sichergestellt werden.

      [image: Bild13]Ausgangspunkt der Studie: Immer häufiger müssen Bio-Bauern feststellen, dass ihre konsequent nach den Richtlinien des ökologischen Landbaus erzeugten Produkte mit konventionellen Pestiziden belastet sind – und das selbst an Orten, die kilometerweit von konventionell bewirtschafteten Flächen entfernt sind. Bei 99,6 Prozent von über 2000 untersuchten Menschen ließ sich im Urin das Ackergift Glyphosat nachweisen, so das Ergebnis der Studie „Urinale 2015“39. Auch Menschen, die weit weg von landwirtschaftlichen Flächen lebten, waren belastet, selbst wenn sie sich zum großen Teil „bio“ ernährten. Um zu klären, ob sich Pestizide wie Glyphosat, Pendimethalin und Prosulfocarb etwa ungewollt und unkontrolliert flächen­de­ckend über die gesamte Bundesrepublik verteilen, gab das Bündnis für eine enkeltaugliche Landwirtschaft die Studie im Frühjahr 2018 in Auftrag. 

      Um den Rückständen auf die Spur zu kommen, entnahmen die Forscherinnen und Forscher des unabhängigen Büros TIEM Integrierte Umweltüberwachung GbR (TIEM) an 47 unterschiedlichen Standorten in der Bundesrepublik Proben. Mithilfe eines genau definierten Verfahrens wurde jeweils eine dünne Schicht aus der äußeren Rinde von mehreren Bäumen an einem Standort entnommen und in aufwendigen Verfahren auf mehr als 500 unterschiedliche Pestizidwirkstoffe untersucht.

      „Die äußere Baumrinde ist den Schadstoffen in der Luft ausgesetzt. Bedingt durch die Verwitterung hat Baumrinde, ähnlich wie Aktivkohle, eine große innere Oberfläche und akkumuliert sowohl gas- als auch partikelgebundene Substanzen. Rinde besteht zudem aus nicht mehr aktivem Abschlussgewebe, das anders als zum Beispiel in Blättern, keine Wachstums- und Stoff­wechsel­prozesse mehr aufweist. Daher gilt die äußere Rinde wissenschaftlich als nahezu idealer Bio-Akkumulator“,

      erklärt Diplom-Biologin Dr. Maren Kruse-Plaß von TIEM, die die Studie vorstellte. Finanziert wurde die ambitionierte Untersuchung mit Unterstützung aus der Bio-Branche und Gesellschaft: Privatpersonen und Unternehmen übernahmen Standort-Patenschaften. Drei unterschiedliche Wege stehen im Verdacht, für die durch die Studie nachgewiesene weitflächige Verteilung verantwortlich zu sein.

      
        	
          Erstens: das feine Spray verteilt sich während des Spritzvorgangs selbst – so lassen sich Kontaminationen auf benachbarten Flächen plausibel erklären.

        

        	
          Zweitens: Nach dem Ausbringen verdunsten Pestizidwirkstoffe und werden gasförmig mit dem Wind verteilt.

        

        	
          Drittens: Durch Bodenerosion werden Partikel, an denen Pestizidrückstände haften, mit dem Wind fortgeweht. Dieser Verbreitungsweg könnte insbesondere die durch die Studie belegten Kontaminationen durch nicht-flüchtige Ackergifte, wie zum Beispiel Glyphosat, erklären, insbesondere wenn die Fundstellen weit von behandelten Flächen entfernt liegen.

        

      

      „Wenn sich Pestizidrückstände bis in die letzten Winkel des Landes und der Welt ausbreiten, dann gefährdet das nicht „nur“ den ökologischen Landbau. Es beschädigt den guten Ruf der Land- und Lebensmittelwirtschaft insgesamt und untergräbt das Vertrauen der Bürger in Wirtschaft und Behörden“,

      stellt Heike Kirsten, Vorstand des Bündnis enkeltaugliche Landwirtschaft e. V., fest.

      „Die Ergebnisse dieser ersten umfassenden Studie zur Pestzidverwehung für Deutschland zeigen, wie notwendig unabhängige Forschung ist“,

      findet Dr. Niels Kohlschütter, Geschäftsführer der Schweisfurth Stiftung und Koordinator des Bündnisses. Für 2019 ist daher bereits eine weitere Studie in Zusammenarbeit mit dem Umweltinstitut München geplant.

      Download der Studie: 

      http://enkeltauglich.bio/wp-content/uploads/2019/02/Bericht-H18-Rinde-20190210-1518-1.pdf

    

    
      Naturschutz ‒ eine Annäherung
Zum Verständnis von Natur und Naturschutz

      von Andreas Ratsch

      Natur beschränkt sich nicht nur auf unseren Planeten und dessen natürliche Umwelt, der Kosmos wechselwirkt mit der Erde. Auch die Ur-Erde war ein Bestandteil der Natur und die großen Naturkatastrophen, die das Leben auf unserem Planeten fast ausgelöscht hatten oder auch solche, die noch kommen können oder werden, sind ein Bestandteil der Natur. 

      Die Natur weist verschiedene Stadien ihrer Höherentwicklung gleichzeitig und nebeneinander auf. Höhere Stadien können (vorübergehend) vernichtet werden, aber Natur an sich kann nicht vernichtet werden (Energie-Erhaltungssatz der Physik in Verbindung mit A. Einstein: E = m * c²). Warum soll sie dann von wem geschützt werden?

      Subjekt und Objekt des Naturschutzes ist der Mensch (die Art, die Menschheit, alle Menschen). Es geht beim Naturschutz um den Erhalt eines wohlverstandenen, für den Menschen günstigen Erhaltungszustandes des globalen Ökosystems - der Biosphäre (Biofilm des Planeten). Das Ökosystem besteht aus den unselbständigen Bestandteilen Lebensgrundlage (Biotop: Boden, Wasser, Luft und Klima) und einer darauf abgestimmten und damit wechselwirkenden Lebensgemeinschaft (Biozönose: Pflanzen, tierische Organismen, Pilze, Bakterien bzw. Primärproduzenten, Sekundärproduzenten und Reduzenten40).

      In diesem System gibt es kein Zuviel an Formen. Im Gegenteil die biologische Vielfalt ist kein Garant, aber ein Vorteil beim langfristigen Überleben. Seltene, an relativ extreme Bedingungen angepasste Arten können unter sich ändernden Umweltbedingungen - wie z. B. dem Klimawandel - häufiger werden und „das grüne Kleid der Erde“ erhalten, während andere Arten eventuell aussterben. Daher gilt es die biologische Vielfalt zu erhalten, aber auch zu entwickeln.

      Der Mensch ist ein Bestandteil der Natur und hängt letztlich vollständig von ihrem günstigen Erhaltungszustand ab. Der günstige Erhaltungszustand des globalen Ökosystems wird durch die Gesundheit des Menschen und mehr noch durch den guten Erhaltungszustand insbesondere der nutzungssensiblen biologischen Vielfalt angezeigt (Bioindikation). Karl Marx nannte im „Kapital“ die natürliche Umwelt des Menschen seinen unorganischen Leib.

      Natur ist dynamisch im Sinne der Reproduktion und Evolution. Sie brachte den Menschen hervor, doch dessen eigene Reproduktion (Kultur) vernachlässigt bisher die Reproduktion seiner Lebensgrundlagen. Seine Kultur ist so nicht nachhaltig. Sie droht ihren Urheber zu vernichten und damit sich selbst. Sie trägt in den sogenannten entwickelten Ländern zunehmend Züge einer Unkultur. Der Mensch ist zunehmend selbst eine gefährdete Art. Dieses Problem ist allgemein zunehmend bekannt (Club of Rome: Die Grenzen des Wachstums; Rio de Janeiro 1992: Internationale Konferenz; Convention on Biological Diversity; Klimagipfel in Paris 2015; „Fridays for future“ usw.).

      Die irdische Natur (Raum, Zeit, Energiefluss, Masse) auch ohne den Menschen ist begrenzt und hat sich in diesem Rahmen höher entwickelt. Das globale Ökosystem mit seiner biologischen Vielfalt - der Vielfalt der Gene, Allele, Lebewesen-Formen und Ökosysteme - bildet ein sich selbst organisierendes Fließgleichgewichtssystem mit raum-zeitlich spiralläufigen Reproduktionszyklen. Die hohe Vielfalt selbst verbessert die Stabilität des Systems, seine Überlebenschancen und die seiner Subsysteme. Eine ähnliche Strukturiertheit findet sich auch in der unbelebten Natur, über unseren Planeten hinaus, im gesamten Kosmos. Diese Selbstähnlichkeit der Struktur auf allen enkaptisch-hierarchischen Organisationsebenen der Natur ist auch als fraktale Struktur („Bauplan Gottes“) bekannt.

      Es deutet sich an, dass sich der Mensch in diese Organisation einfügen sollte. Das Natur-Gesetz41 bricht das Gesetzeswerk (Nomos), das sich die Gesellschaft gibt.

      Vom „klassischen Naturschutz“ zur Permakultur

      Der „klassische Naturschutz“, als ein Bestandteil unserer Kultur, in Form eines separierenden und nachsorgenden Naturschutzes, hat die zunehmende Selbstgefährdung des Menschen durch einen eigenen Ökozid bisher nicht aufhalten können. Wir müssen im Kampf zwischen Nutzung und Schutz der Natur zu einer Stärkung des Schutzes für die Wahrung der Einheit der beiden Gegensätze gelangen. Erforderlich ist eine Nutzung, die den Schutz unserer Lebensgrundlagen so gewährleistet, dass Letztere für eine Wiedernutzung global ganzheitlich und dauerhaft zur Verfügung stehen. Dies bedeutet die Entwicklung einer Permakultur (vgl. Wikipedia). Permakultur ist die Art und Weise der Nutzung, die der Erkrankung und dem Tod unseres globalen Ökosystems und letztlich von uns selbst vorbeugt (Hygiene zur Prophylaxe).

      Wie müssen wir unsere Kultur – unseren Stoffwechsel mit der Natur - verändern, damit sie sich nachhaltig entwickeln kann, damit sie zu einer Permakultur wird, weil sie sich dauerhaft in die Natur einfügt?

      Naturschutz ‒ Beachtung der natürlichen Bedingungen und Prinzipien

      Das gesamte globale Ökosystem, einschließlich unserer Gesellschaft und Kultur muss dauerhaft mit der Energie auskommen, die diesem System insbesondere von der Sonne zufließt. Das erfordert ein hohes Maß an Sparsamkeit an Energie in unserem Umgang mit dem globalen Ökosystem. Im Anthropozän ist der Mensch zu einem bestimmenden Faktor im begrenzten globalen Ökosystem geworden. In dieser Position ist es erforderlich, dass wir sämtliche stofflichen Produktionssysteme aktiv zurückgewinnen (reproduzieren). Das heißt auch, dass wir sie miteinander verträglich machen und Synergien zwischen den Elementen des Ökosystems nutzen.

      Insgesamt bedeutet dies die Entwicklung und Höherentwicklung einer Energie sparenden, energetisch auf relativ langlebigen Quellen (Sonne, Erdwärme) basierten Spirallauf42-Wirtschaft (Permakultur) nach dem Vorbild der Natur, einschließlich der natürlich-biologischen Reproduktionssysteme (Ökosysteme) in ihrer Vielfalt und von uns selbst. Dieses Entwicklungserfordernis duldet keinen Zeitverzug mehr. 

      Naturschutz und Gesellschaft

      Dies erfordert eine Abkehr von materiellem Luxus, den wir uns dauerhaft nicht leisten können, und eine Zuwendung zu einer sozial und den Enkelkindern gerechten Ökonomie. Karl Marx schrieb im „Kapital“ sinngemäß, dass wir die Natur von unseren Nachkommen nur geliehen haben und sie ihnen, als gute Eltern verbessert übergeben sollten. 

      Der ökologische Fußabdruck eines oder einer durchschnittlichen Deutschen („Normalverdiener*in“) ist heute gut drei Mal so hoch, wie er für eine nachhaltig zukunftsfähige Lebensweise sein dürfte. Interessanterweise hat heute ein*e Hartz-IV-Empfänger*in ungefähr ein Einkommensniveau, das übertragen auf die gesamte Menschheit bei einer nachhaltig zukunftsfähigen Lebensweise des einzelnen Menschen, bei sozialer Gerechtigkeit und Sicherheit und bei einem intakten, biologisch divers strukturierten globalen Ökosystem einem eigenen Ökozid der Menschheit vorbeugt. Letztlich muss das Einkommen eine enkelkindgerechte Lebensweise ermöglichen und dazu auch sozial gerecht sein. In der Hinsicht auf das Einkommensniveau sind uns Staaten wie Sri Lanka und Jamaika voraus. Erforderlich ist nicht ein hohes und wachsendes Bruttosozialprodukt, sondern ein dauerhaftes Brutto-Menschheitsglück (siehe die Zielstellung des Hochgebirgs-Staates Bhutan43). In Bhutan kann sich die Gesellschaft, auf Grund der steilen Hanglagen keine schwerwiegenden Nutzungsfehler leisten. Die permakulturellen Schlussfolgerungen daraus sind auch für uns vorbildlich (siehe auch Wikipedia: der an Butan angrenzende indische Hochgebirgs-Bundesstaat Sikkim, der ausschließlich ökologische Landwirtschaft betreibt44). 

      Die Verantwortung für das gesamte Ökosystem, einschließlich der menschlichen Gesellschaft ist das Eigentum aller und eines Jeden (siehe und vgl. § 14 (2) des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland). Dieser Verantwortung gerecht zu werden, bedeutet Demokratie (Herrschaft der Weltbevölkerung) als Selbstbeherrschung im Sinne der Mäßigung der Menschen im Umgang miteinander und mit der natürlichen Umwelt. Dies ist zugleich eine Herrschaft der Vernunft auf der Grundlage zur Weisheit geronnenen umfassenden Wissens. Dies verlangt ein vorausschauendes Denken. Was passiert, wenn ich was tue und ist dies sozial und enkelkindgerecht? Da nichts und niemand perfekt ist, bedeutet dies auch eine optimale Umweltbeobachtung und –bewertung, um korrigieren und lernen zu können.

      Zur Permakultur unter besonderer Berücksichtigung Mitteleuropas

      Energie sparen

      Wie schon erwähnt müssen wir grundsätzlich unseren ökologischen Fußabdruck auf ein nachhaltig zukunftsfähiges Maß senken und dazu stark Energie sparen sowie die weiterhin benötigte Energie aus alternativen Quellen gewinnen. Auch hier macht die Dosis das Gift (nach Paracelsus) – sichtbar an der Entwicklung der biologischen Vielfalt. Daher gilt es bei dem Energiegewinn die Eingriffe in die Ökosysteme zu minimieren. Stellgrößen für unseren Energieverbrauch sind die bewegte Masse, die Länge des Transportweges und die Geschwindigkeit der Bewegung. Für die raumzeitliche Komponente dieser Stellgrößen ist die Herstellung der Orte der kurzen Wege grundlegend bedeutsam. Um dies zu ermöglichen, bedarf es der kleinräumlichen Spirallaufwirtschaft. Ferntransporte von Massen gilt es zu minimieren. Hierbei können das Internet und der 3D-Druck hilfreich sein.

      Im Verkehrswesen herrscht der fuß- und tretmobilbasierte Umweltverbund. Die Art und Weise der KFZ-Produktion und -Nutzung werden auf den dringenden Bedarf im Rahmen der planetaren ökologischen Grenzen reduziert. Aus Gründen des Naturschutzes (Energie sparen) nur noch selten genutzte Produkte, wie Flugzeuge sowie die Weltraumforschung werden in globaler Kooperation hergestellt bzw. betrieben. 

      Auch die Häuser müssen energiesparend sein. Sie sollten aus gesunden, voll recyclingfähigen Baumaterialien (Holz, Lehm, Mischbauweise) errichtet werden.

      Abprodukte treten nicht auf, da alle Umwandlungsformen der Produkte eine Grundlage (Reprodukt) für die Reproduktion sind. Die Stoff-Umsatzrate und damit der wirtschaftliche Energieaufwand werden durch verschiedene Maßnahmen wie Langlebigkeit, Sharing und Upcycling minimiert.

      Gesellschaftliche Lebensmittelpunkte entwickeln

      Allgemein ist das Haus der Menschheit das globale Ökosystem. Doch im Besonderen ist das Haus, als gebaute Struktur, der Lebensmittelpunkt, der Ort der höchsten Arbeitsintensität. Da Menschen gesellige Lebewesen sind, hat der intensiver gestaltete Lebensmittelpunkt eher den Charakter einer Siedlung.

      Wichtig ist, dass die Menschen solidarisch miteinander kooperieren, die Arbeit und ihre Ergebnisse gerecht verteilen und dass die Größe des Ortes und der Lebensgemeinschaft für den einzelnen überschaubar bleibt (vgl. Dorf, Kiez). Als eine Organisationsform bietet sich hier die Genossenschaft an. Zudem sollte eine enge räumliche Vernetzung mit dem Reproduktionssystem gegeben sein.

      Lebensgrundlage Landwirtschaft zukunftsfähig stärken

      Dieses System ist primär und grundlegend von landwirtschaftlich-gärtnerischer Prägung. Obwohl die Landwirtschaft im weitesten Sinne als Wirtschaft des ländlich geprägten Raumes in Deutschland derzeit nur einen geringen Anteil am Bruttosozialprodukt hat, ist ihr Gebrauchswert am höchsten, da die Produkte dieser Wirtschaft für unser Leben grundlegend ist. Die landwirtschaftlichen Unternehmen sind in der eigenen Grundversorgung relativ autark, aber auch marktorientiert. Die Landwirtschaft schließt also die örtliche Verarbeitung und die Regionalvermarktung der Primär- bzw. Sekundärprodukte ein. Bei Letzteren handelt es sich nicht nur um Nahrungsmittel, sondern auch um andere Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen, um alternative Energie und um Informationen über den Zustand des Ökosystems.

      Genossenschaftssysteme entwickeln

      Die Städte und ihr ländliches Umland bilden eine wirtschaftliche Einheit, wie z.B. die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg. In diesen Regionen bestehen nicht nur finanzielle, sondern auch stoffliche Kreisläufe, z.B. der Nährstoffe. Diese Einheit und dabei insbesondere die ländlichen Räume gilt es wirtschaftlich im Sinne der nachhaltigen Entwicklung zu stärken. Eine höhere Wertschätzung der regionalen zukunftsfähig erzeugten Reprodukte des ländlichen Raumes sowie die Stärkung des Umweltverbundes und des Internets sind hierbei eine Voraussetzung. Es sollte zu einer Angleichung der Lebensverhältnisse und zu einer ökologischen Entlastung der Städte kommen. Genossenschaften unterschiedlicher, sich ergänzender, ländlich und/oder städtisch geprägter Reproduktionssysteme kooperieren im Rahmen von Supergenossenschaften (z.B. solidarische Landwirtschaft, Maschinenringe oder ländliche Genossenschaften mit solchen des Handwerkes).

      Permakultur-Zonen und Verteilung der biologischen Vielfalt

      Alle Orte und die dort lebenden Menschen sollten einen engen auch physischen Bezug zur biologischen Vielfalt haben (Einheit von Haus, Hof und Gemeinschaftsgarten). Insbesondere in der Weite des ländlicher geprägten Raumes werden auch nutzungssensible Ökosysteme in einem größeren Umfang erhalten bzw. restauriert.

      
        Der „klassische Naturschutz“, als ein Bestandteil unserer Kultur, in Form eines separierenden und nachsorgenden Naturschutzes, hat die zunehmende Selbstgefährdung des Menschen durch einen eigenen Ökozid bisher nicht aufhalten können.

      

      Dabei handelt es sich z.B. um naturnahe Gewässer, Auen, Moore, Dünen, extensive Weidelandschaften und Wälder – also Elemente der ursprünglicheren Naturlandschaft. Zwischen diesen Orten der geringsten Nutzungsintensität und denen der höchsten gibt es Übergangszonen – einen Gradienten der Nutzungsintensität, was auch bedeutet, dass intensive Nutzungen zu nutzungssensiblen Ökosystemen einen ausreichend großen Abstand wahren sollten.

      In der Lehre der Permakultur wird dieser Gradient der Nutzungsintensität in sechs Zonen eingeteilt. Auf die Zone 5 (Zone naturnaher Ökosysteme) folgt eine Zone mit einer minimalen Pflege (Extensiv-Grünland, Nutzgehölze), gefolgt von einer Zone gelegentlicher Pflege (agro-sylvo-pastorale Nutzungen), einer Zone weniger intensiver Pflege (Gemüsegärten), einer Zone intensiver Pflege (Küchengarten) und schließlich der Zone Null (Haus, Wohnung oder Siedlung).

      In einem eingeschränkten Maße gilt diese Einteilung der Zonen auch für die Stadt. Hier dominieren die Zonen Null bis zwei. Aber auch Elemente weniger stadttypischer Zonen, wie z.B. natürliche Kleingewässer sind achtsam integriert. Wohnungsnahes „Grün“ sollte zur Grundausstattung jedes Stadtquartiers gehören. Auf Grund der räumlichen Enge in der Stadt sind die Zonen hier mehr gestaucht. Wildnisinseln in der Stadt sind wichtige Natur- und schließlich Selbst-Erfahrungsräume für die Generation der Heranwachsenden. Gärten, wie Gemeinschafts-, Klein- und Lehrgärten sind wichtige Orte für die Herausbildung permakultureller Fertigkeiten.

      Außerhalb der Stadt gibt es größere Räume mit anderen Dominanzverhältnissen der verschiedenen Zonen der Nutzungsintensität. Zum einen gibt es hier die agrarisch dominierte Zone. Agrarisch dominierte Landschaftsteile mit einer wertvollen Naturausstattung wurden in Deutschland als Naturparke ausgewiesen, in denen die ökologisch zukunftsfähige Wirtschaft gefördert werden soll. Weiterhin gibt es Landschaftsteile mit einem geringeren Anteil der Nutzungsintensität, die Zonen vier und fünf, die als Biosphärenreservat ausgewiesen wurden. Ein Beispiel hierfür ist der Spreewald. Landschaftsteile mit einem hohen Anteil naturnaher Ökosysteme (Nutzungsintensitäts-Zone 5) wurden als (Inter)Nationalparke ausgewiesen (z.B. das Untere Odertal). Hier dominiert der Naturschutz (vgl. Naturschutzgebiete), als Permakultur entsprechend der Permakultur-Zone 5.

      Die Großschutzgebiete – 14 Nationalparks, 16 Biosphärenreservate und 101 Naturparke - nehmen in Deutschland etwa 30 Prozent der Landesfläche ein, wobei die Naturparke den größten Anteil haben45. Nach Angaben des Bundesamts für Naturschutz (BfN) kommt den Großschutzgebieten eine zentrale Rolle bei der Umsetzung der Nationalen Strategie der Bundesregierung zur biologischen Vielfalt zu, die im Jahre 2007 verabschiedet wurde46. Diese Strategie leitet sich von der Convention on Biological Diversity ab, die auf der internationalen Konferenz in Rio de Janeiro (1992) unterzeichnet wurde47.

      Über die Fläche der Europäischen Union (EU) spannt sich das Schutzgebiets-System NATURA 2000 aus Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebieten und Vogelschutzgebieten (Special Protected Areas), für deren Elemente (nationale Schutzgebiete) jeweils eigene Managementpläne erarbeitet und umgesetzt werden. Eine wichtige Forderung der FFH-Richtlinie ist die Vernetzung dieser Schutzgebiete (Biotopverbund).

      Ein ganzflächiger Ansatz für die nachhaltige Entwicklung der EU ergibt sich aus der Wasserrahmenrichtlinie (2000). Dieser Richtlinie zufolge sollen alle Binnen- und Küsten-Wasserkörper in den guten ökologischen Zustand bzw. bei erheblich veränderten und künstlichen Wasserkörpern in das gute ökologische Potenzial versetzt werden. Dies erfordert primär die Sanierung der Einzugsgebiete der Wasserkörper und sekundär deren Restaurierung. Die Umsetzung soll bis zum Jahr 2027 erfolgen. Sie ist angesichts des z.B. in Deutschland hohen Anteils an Wasserkörpern im schlechten Zustand sehr aufwändig, aber eine Chance für die nachhaltige Entwicklung.

      Innerhalb der EU gibt es seit längerem eine Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) die finanziell durch Fördermittel untersetzt ist. In der Förderperiode 2014 bis 2020 wurden etwa 38 % des EU-Haushaltes für die GAP eingesetzt, davon 29 % Direktzahlungen an die Landwirte (Säule 1) und 9 % Fördermittel zur Entwicklung des ländlichen Raumes (Säule 2)48. Während die Zahlungen aus der Säule 1 bedingungslos an die Fläche geknüpft sind, sind für Zahlungen aus der Säule 2 Umweltauflagen zu erfüllen. Politische Befürworter einer nachhaltigen Entwicklung setzen sich für eine Stärkung der 2. Säule zuungunsten der Ersten ein.

      Als ein Qualitätskriterium für die Landwirtschaft kann der Anteil der Ökologischen Landwirtschaft an der Landwirtschaftsfläche gelten (vgl. die Bewirtschaftung der Permakultur-Zone drei). Im Jahre 2017 waren dies in Deutschland 8,2 Prozent49. Im Vergleich dazu war es in Italien fast doppelt so viel (ebenda). Die Nachfrage nach Produkten aus dieser Wirtschaft auf dem deutschen Markt kann nicht vollständig aus der deutschen Produktion gedeckt werden.

      Im Umkehrschluss bedeutet der geringe Anteil an Ökolandbau in Deutschland, dass hier im Jahre 2017 91,8 Prozent der Landwirtschaftsfläche intensiv konventionell, mit den bekannten negativen Auswirkungen auf die Umwelt bewirtschaftet wurden. Dies betrifft damit wahrscheinlich auch einen nicht unerheblichen Anteil der Naturparke (siehe oben).

      Etwa 50 Prozent des deutschen Ackerproduktes fließen in die Tierproduktion, obwohl bei einem flächendeckenden Ökolandbau und einer siebengliedrigen Fruchtfolge, mit zwei Basisgliedern aus Kleegras, nur etwa 30 % der Ackerfläche für Tierfutter (Grünfutter) und damit für die Erzeugung von Wirtschaftsdünger genutzt werden würden. Zusätzlich wird durch Menschen verzehrbares Soja von ehemaligen tropischen Waldflächen für eine auch auf den Export ausgerichtete Schweineproduktion nach Deutschland eingeführt.

      Eine Senkung des Konsums tierischer Produkte und die Senkung der Abfallquote könnten eine Eigenversorgung Deutschlands mit Grundlebensmitteln aus der ökologischen Landwirtschaft bei einer gleichzeitigen Förderung der biologischen Vielfalt ermöglichen. Konkurrierend wirken aber noch die zu erwartende wachsende Produktion nachwachsender Rohstoffe und die Gewinnung sogenannter Bioenergie.

      Zukunftsfähige interzonale Beziehungen

      Zwischen den verschiedenen Reproduktionsorten und damit im gesamten Ökosystem herrscht der Stoff-Spirallauf.

      Naturnahe Ökosysteme haben ihren eigenen Stoff-Kreislauf und werden vor den vom Menschen erzeugten Reprodukten geschützt. So sind naturnahe Gewässer nicht nur „Augen der Landschaft“, sondern ihr Zustand ist ein Spiegelbild der ökologischen Situation ihres Einzugsgebietes (Bioindikation). Die Gewässern, Mooren und anderen nährstoffarmen Ökosystemen, wie z.B. Magerrasen zufließenden Nährstoffe werden in diesen, zumindest aber in Pufferzonen (z.B. Extensiv-Grünland) mit der Biomasse abgeschöpft und genutzt. Durch die Förderung der Kohlenstoffsenken (intakte Moore, Gehölze, in Acker- und Gartenböden Humus und Terra Preta sowie Holzhäuser) wird den Folgen des Klimawandels entgegen gewirkt und die Produktivität des Produktionslandes der Gesamtlandschaft optimiert. Auch menschliche Fäkalien werden in einem geeigneten Zustand als Dünger genutzt. Sie stellen eine wichtige Ressource insbesondere des Makro-Nährstoffs Phosphat dar.

      Ökologische Land- und Ernährungswirtschaft

      Die Agro- und Gartenkultur erfolgt insgesamt nach ökologischen Prinzipien (Permakultur). Dazu gehören auch vielfältige, einander förderliche standortgerechte Mischkulturen in horizontaler und vertikaler Zonierung sowie vielgliedrige Fruchtfolgen auf einem humos-lebendigen Boden mit einer Reproduktion durch das Mulchen von biogenen Reprodukten.

      Bestäuber und tierische Gegenspieler zu Schaderregern werden insbesondere über ihre Habitate gefördert. Haustiere werden in ökologisch verträglicher Menge artgerecht gehalten. Die Menschen senken den Konsum tierischer Produkte auf ein nachhaltig verträgliches Maß. Die Koexistenz mit dem Wolf und anderen Prädatoren wird gepflegt. Große Pflanzenfresser gehören zur Natur. Ausgerottete Arten (Auerochse, Wildpferd) werden schon heute in der Landschaftspflege durch robuste Haustierrassen ersetzt. Alte Hausschwein-Rassen werden weiter erhalten und nur mit geeigneten Bioabfällen zugefüttert. Die artgerechteste Haltung der Schweine erfolgt beim Wildschwein. Eine Hege gilt auch dem Wild.

      Insgesamt wird die Abfallquote bei Nahrungsmitteln gesenkt, so dass die regionale Autarkie der Grundversorgung mit Lebensmitteln und der Erhalt der biologischen Vielfalt gewährleistet werden können. 

      Zum Umgang mit dem Klimawandel

      Eine besondere Herausforderung ist der Klimawandel, den es schnellstmöglich zu dämpfen gilt. Der Übergang zu einer permakulturellen Lebensweise ist der umfassendste Weg zu diesem Ziel.

      Die Permakultur muss die zu erwartenden starken Witterungsschwankungen berücksichtigen. Neben der Einführung neuer Kulturarten und Sorten ist der Erhalt eines günstigen Zustandes des Landschafts-Wasserhaushaltes eine besondere Herausforderung. Das heißt, neben dem sparsamen Umgang mit Energie wird auch der sparsame Umgang mit der Ressource Wasser bedeutsamer.

      Reiche Niederschläge müssen an geeigneten Orten in der Landschaft zurück gehalten werden, um in Dürrezeiten nutzbar zu sein. Ein wichtiger Nutzungszweck für das Wasser ist der Schutz der Moore als Kohlenstoff-Senken, aber auch als Lebensräume spezialisierter Arten, deren Vorkommen über den Erhaltungszustand der Moore Auskunft gibt.

      Klimawandel und Schutz der biologischen Vielfalt

      Die zunehmend extremer werdenden Witterungsschwankungen stellen viele Arten der Kultur- und Naturlandschaft vor große Herausforderungen. Insgesamt wird der Erhalt vielfältig strukturierter und damit größerer Landschaften, in denen die verschiedenen Arten wechselnde Refugien vorfinden und zwischen diesen wandern können, wichtiger. Auch zwischen kleineren Lebensräumen muss der Biotopverbund oder besser die Biotopvernetzung gestärkt werden.

      Dieser Biotopverbund dient auch dem überlebenswichtigen Erhalt der Größe und damit genetischen Vielfalt der Populationen sowie dem genetischen Austausch zwischen den verschiedenen Populationen der jeweiligen Art. 

      Diese wachsenden Anforderungen an die Flächengröße und die Struktur der Landschaft müssen in der gesamten Permakultur-Landschaft berücksichtigt werden. Es ist ein human, animal, plant, fungi and bacteria aided design and management des globalen Ökosystems erforderlich. Das heißt, Permakultur kann sich nicht nur auf den Umgang mit Kultur-Lebewesenarten beschränken, sondern sie muss sich zonal differenziert, aber ganzflächig vernetzt aktiv für den Erhalt der gesamten biologischen Vielfalt kümmern. Das kann im Extremfall auch Erhaltungskulturen gefährdeter biologischer Formen erfordern, wie es sie heute schon in botanischen und zoologischen Gärten gibt.

      Die allgemeine und globale Hinwendung zur Permakultur-Entwicklung kann auch das Klima zwischen den Völkern, hin zu gegenseitigem Vertrauen, Kooperation, Frieden und Abrüstung verbessern. Dies wiederum ist eine Voraussetzung für eine erfolgreiche nachhaltig zukunftsfähige, also permakulturelle Entwicklung. 

      Es ist 5 nach zwölf ‒ die Zeit drängt extrem.

      Das Erfordernis der Entwicklung einer globalen Permakultur duldet keinen Zeitverzug mehr. Bereits jetzt werden sogenannte „tipping points“ (Kipppunkte von Ökosystemen) erreicht oder überschritten. Man schätzt, dass der Mensch bereits eine Million von etwa 8 Millionen global vorkommenden Arten ausgerottet hat. Der Verlust dürfte exponentiell wachsen. Die Schwerpunkte der Diversitätsverluste liegen in den Tropen, beim tropischen Regenwald und den Korallenriffen.

      Bei einer durchschnittlichen globalen Erwärmung um 1,5 Grad werden bereits 80 Prozent der riffbildenden Korallen und damit eine wichtige Lebensgrundlage von Millionen von Menschen absterben (nach Willems in Berliner Zeitung vom 20.8.2019: 16). Dies ist ein wichtiger Bioindikator. Entscheidend ist, dass nicht die durchschnittliche Temperaturerhöhung maximal 1,5 Grad betragen darf, sondern das die Extremwerte der Schwankungen („Hitzepeitschen“) diesen Wert nicht erreichen. Dies steht aber kurz bevor (Vortrag von Prof. Dr. Ricarda Winkelmann/PIK).

      Auch die Wälder und Moore der gemäßigten Klimazone gehen einer „lichten“ Zukunft entgegen. Zunehmende Sommerstürme und Dürren sowie Brände und andere Sekundärprobleme, wie Kalamitäten bestimmter Insektenarten heizen den Schwund der Wälder und Moore und damit den Klimawandel an und tragen zur Senkung der biologischen Vielfalt bei.

      Diese Bioindikationen bedeuten, dass der globale Durchschnitt der Klimaerwärmung, der gegenwärtig bei einem Grad liegen soll, nicht weiter erhöht werden darf. Dieses Erfordernis wird dadurch verstärkt, dass der Kipppunkt zum Erhalt des Methanhydrates bereits überschritten ist und dass damit ein von uns nicht rückholbarer, sich selbst verstärkender Prozess der Freisetzung von natürlich gespeicherten Klimagasen in Gang gesetzt worden ist. Wir müssen daher nicht nur die eigenen, die natürlichen Kreisläufe überschreitenden Emissionen von klimarelevanten Gasen sofort beenden, sondern auch sofort alle Kohlenstoff-Senken stärken. Dies schafft einen Puffer, welcher der Resilienz der sensiblen Ökosysteme dient. Wir befinden uns also in einer globalen Notstandssituation, die ein sofortiges und entschlossenes Umsteuern erfordert. Der jetzt erforderliche Naturschutz betrifft unsere Kultur ganzheitlich – raum-zeitlich global wie auch inhaltlich. Die globale Permakultur-Entwicklung ist das Naturschutz-Gebot der Stunde.

      Forstwirtschaft und Nachhaltigkeit - Zum Umbau mitteleuropäischer Wälder

      Bei dem regional überfälligen Umbau der Forste spielt die Naturverjüngung eine bedeutende Rolle. In ihr werden nicht nur die mit dem Klimawandel eher zurecht kommenden Arten sichtbar. Auch die genetische Vielfalt innerhalb der einzelnen Arten ist in dieser Verjüngung höher, so dass sich im Klimawandel überlebensfähige Individuen eher durchsetzen können. 

      Jedoch kann auch das Erfordernis der Verwendung gebietsfremder Arten bestehen. Zum Schutz der biologischen Vielfalt sollten dann möglichst solche Arten verwendet werden, für die ein Biotopverbund zu ihren Herkunftsgebieten gewährleistet ist.

      Die Erhöhung des Laubholz-Anteils in den Wäldern gegenüber dem Nadelholz fördert die Grundwasser-Neubildung und damit auch den Schutz der in ihnen enthaltenen Moore und Gewässer. Laubwälder sind zudem weniger anfällig für Waldbrände. Sie sind mit ihrem Witterungsschwankungen mäßigenden Binnenklima neben den Fließgewässerauen ein bedeutendes Refugium für trockenheitssensible Arten, wie die Lurche.

      Der Umbau der deutschlandweit noch dominierenden Fichten- und Kiefern-Monokulturen sollte, zumindest auf Schadensflächen, der Natur selbst überlassen bleiben. Das im Zusammenhang z.B. mit Waldbränden und Insekten-Kalamitäten anfallende Totholz sollte hierfür in der Fläche verbleiben. Es bildet die Lebens- und Entwicklungsgrundlage der neuen Waldgesellschaft und eine wichtige Kohlenstoff-Senke.

    

    
      Umweltnachrichten

      Usutu bedroht Amseln deutschlandweit50

      Das Virus ist inzwischen in allen Bundesländern angekommen.

      Aktuelle Ergebnisse zeigen eindrücklich, wie sich das Usutu-Virus in den letzten Jahren vom Rhein-Main-Gebiet ausgehend in ganz Deutschland ausgebreitet hat. Auch im kommenden Sommer bittet der NABU um Mithilfe: Melden Sie uns tote oder kranke Amseln.

      [image: Bild16]Die Jahresbilanz der Usutu-Verdachtsmeldungen des Jahres 2018 liegt nun vor: Insgesamt wurden dem NABU 13.420 Verdachtsfälle mit 27.565 toten oder kranken Vögeln gemeldet. Alle Meldungen wurden inzwischen überprüft und dahingehend beurteilt, ob es sich um wahrscheinliche Usutu-Fälle handelt oder ob auch andere Todesursachen infrage kommen. Dafür wurden vor allem die Fallbeschreibungen herangezogen, die bei den meisten Meldungen mitgeschickt wurden.

      Ziemlich genau die Hälfte aller Meldungen konnte als wahrscheinliche Usutu-Fälle eingestuft werden. Dabei handelt es sich um 6.596 Meldungen mit 14.495 toten oder kranken Vögeln. Bis auf 714 Vögel handelte es sich in allen Fällen um Amseln. Andere gemeldete Vogelarten waren in absteigender Reihenfolge: Blaumeise, Grünfink, Haussperling, Singdrossel, Rotkehlchen und Kohlmeise. In den Laboren, die verdächtige tote Vögel auf das Usutu-Virus testen, wurden deutschlandweit 1.399 Vögel untersucht. Davon waren 845 (60,4 %) Usutu-positiv.

      [image: Bild14]Erstmalig kann 2018 von einer fast deutschlandweiten Verbreitung des Virus gesprochen werden. Die hier abgebildeten Karten zeigen die an den NABU eingesendeten Verdachtsmeldungen, die als wahrscheinliche Usutu-Fälle eingestuft wurden. Eindrucksvoll ist zu sehen, wie sich das Virus und das damit verbundene Vogelsterben von 2012 bis 2018 aus dem Rhein-Main-Gebiet entlang des Rheintals zunächst Richtung Norden verbreitet und nach und nach das ganze Land erreicht. Lediglich einige Mittelgebirgsregionen sind auch im Jahr 2018 weiterhin usutu-frei. Die Karte der tatsächlichen Labornachweise des Usutu-Virus zeigt ein identisches Verbreitungsbild. Seit 2018 gibt es kein Bundesland mehr, in dem das Virus noch nicht labortechnisch bestätigt wurde.

      Einen deutlichen Schwerpunkt zeigte das usutu-bedingte Vogelsterben in diesem Jahr im Nordwesten Deutschlands. Daher stehen (in absteigender Reihenfolge) die Länder Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hamburg und Schleswig-Holstein klar an der Spitze der traurigen Rangliste der Bundesländer mit den meisten Vogeltod-Meldungen.

      [image: Bild15]Die Auswertung zeigt außerdem die Verteilung im Jahresverlauf: 93 Prozent aller Fälle wurden im Spätsommer im August und September gemeldet. Zusammen mit dem Juli wurden in diesen Sommermonaten sogar 97 Prozent aller Fälle gemeldet. 

      Langer und heißer Sommer begünstigt Usutu-Ausbreitung

      Das Ausmaß des Vogelsterbens im Jahr 2018 durch das Usutu-Virus hat alle Vorjahre bei Weitem übertroffen. Das lag vor allem an dem besonders langen und warmen Sommer, der die Inkubationszeit des ursprünglich tropischen Virus in den Stechmücken verkürzt und damit die Verbreitung des Virus stark beschleunigt hat. Weniger entscheidend war anscheinend die Häufigkeit von Stechmücken: Sie traten 2018 wegen der großen Trockenheit gerade in Norddeutschland eher nicht so häufig auf.

      Ornithologen und Tropenmediziner konnten seit 2011 feststellen, dass immer dann besonders viele Vögel verenden, wenn das Virus erstmals in einer Region auftritt, wie im Jahr 2018 um Nürnberg, Bremen und Hamburg. In den Folgejahren sinken die Todeszahlen dann auf ein niedrigeres Niveau. 

      Weitere Beobachtung notwendig

      Vom 10. bis 12. Mai 2019 rief der NABU bei der „Stunde der Gartenvögel“ wieder dazu auf, die Vögel im Garten zu zählen. Durch den Vergleich der Ergebnisse der Aktion mit den Informationen über Verbreitung und zeitliches Auftreten des Virus erhalten wir Informationen über die Auswirkungen von Usutu auf die Bestände der betroffenen Vogelarten.

      Bei den im Zuge der Gartenvogelzählung 2019 gemeldeten Amselzahlen zeigte sich ein deutlicher Rückgang um 11 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Mit 2,93 Vögeln/Garten ist das der mit Abstand niedrigste Wert seit Beginn der Zählungen im Jahr 2005. Das manifestiert den anhaltenden signifikanten Abwärtstrend. Wir werden noch analysieren, ob dieser Rückgang besonders stark ausfiel, wo das Usutu-Virus 2018 erstmalig auftrat. Der besonders starke Rückgang der Amsel in Hamburg (minus 41 Prozent gegenüber dem Vorjahr) und Bremen (minus 44 Prozent) deutet darauf hin, dass dies der Fall sein könnte.

      Auch nach 2018 bittet der NABU weiterhin um die Meldung aller Verdachtsfälle über das Onlineformular. Auch das Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin in Hamburg nimmt weiterhin tote Vögel mit Usutu-Verdacht zur Untersuchung entgegen. Tote Vögel sollten sicherheitshalber nur mit Schutzhandschuhen oder einer umgestülpten Plastiktüte gegriffen werden.

      Gefährdungen erkennen, gute Bedingungen für Amseln ermöglichen

      Leider kann man Usutu-Infektionen weder verhindern noch behandeln. Es bleibt lediglich, die einmalige Chance zu nutzen, die Auswirkungen einer für Deutschland neuen Vogelkrankheit auf wildlebende Vogelarten zu dokumentieren und deren Folgen abzuschätzen. Ziel ist es, neuartige Gefährdungsursachen für Vogelarten mit anderen Bedrohungen wie Klimawandel und Lebensraumverlust vergleichen und beurteilen zu können. 

      Um Amseln und anderen Vögeln dabei zu helfen, mit solchen Problemen klarzukommen, ist es aber wichtig, ihnen in unseren Gärten möglichst gute Lebensbedingungen zu bieten. Viele Tipps und Infos zu diesem Thema finden Sie unter www.NABU.de/Vogelgarten. 

    

    
      In Potsdam wurde zu Wasser und zu Land demonstriert.

      von Marko Ferst

      Gefordert wurde, bis 2030 alle Tagebaue schließen und kein Dorf mehr abzureißen.

      Schon ganz früh brachen am Sonntag, den 18. August die ersten Radfahrer in Moabit auf, vom S-Bahnhof Wannsee setzte sich ab kurz nach zwölf ein Tross von ungefähr 150 Radlern Richtung Potsdam in Bewegung. Zwei Wochen vor der brandenburgischen Landtagswahl forderte ein zivilgesellschaftliches Bündnis einen zügigen Kohleausstieg bis 2030 und erinnerte die Politik daran, wer versucht mit der Planetenphysik Kompromisse zu verhandeln, provoziert die Versteppung Brandenburgs. An der Demonstration nahmen neben vielen Brandenburger und Berliner Umweltinitiativen wie dem BUND, Greenpeace und Campact, der Grünen Liga, Robin Wood sowie attac auch Schülerinnen und Schüler der Initiative „Fridays for Future Potsdam“ teil. Es war bereits die vierte „Coal-and-Boat“-Demo, allerdings die erste, die nicht in Berlin, sondern in Potsdam organisiert wurde.

      
        [image: Bild17]
      

      170 farbenfrohe Boote mit Fahnen und Transparenten setzten sich von der Neustädter Havelbucht nach 14 Uhr in Bewegung. Mit gelbem Rauch wurde das Startsignal gegeben. Zeitgleich ging es auch an Land durch die Potsdamer Innenstadt und am Landtag vorbei zu Fuß und per Rad, Trommler sorgten für Rhythmen. Zu Wasser und zu Land mögen es fast 2000 Menschen gewesen sein. Der Ausstieg aus Kohlestrom und klimaschädlichem Heizen wird nur gemeinsam gelingen, so Eric Häublein vom „Bündnis Kohleausstieg Berlin“. Auf einem der überdachten großen Flöße stellte Greenpeace fest „Kein Plan für die Zukunft – Nein zum Tagebau Welzow-Süd II“. Andere betonten: Kein Dorf in der Lausitz soll den Tagebauen mehr zum Opfer fallen und erneuerbare Energien sind konsequent auszubauen. Solidarische Grüße wurden an die ebenfalls am Sonntag stattfindende Unteilbar-Demo in Potsdam übermittelt und von der Rednerin kenntlich gemacht, wie sehr auch hier dieses Anliegen unterstützt würde. 

      Leider kam es zu zwei Unfällen. Verursacht durch eine Windböe, riss der Baum eines Segelbootes herum und verletzte ein neunjähriges Mädchen. Rettungskräfte waren zur Stelle. Zudem stieß ein manövrierunfähiger Katamaran mit einem unbesetzten Fahrgastschiff zusammen und musste anschließend abgeschleppt werden. 

      Die Demonstrationszüge liefen an der Alten Fahrt hinter dem Barberini-Museum zusammen. Zuvor wurde vor der Langen Brücke zusammen zum Fotoshooting aufgerufen. Alle Paddel wurden auf Kommando gen Himmel gehoben. Auf der kurzen Abschlusskundgebung wurde noch einmal an den Klimastreiktag am 20. September erinnert und an das Klimacamp in Potsdam vor der Landtagswahl. Jeder wurde aufgefordert, zu ökologischen Stromanbietern zu wechseln, nicht zu den pseudogrünen Tarifen von Vattenfall und Co., sondern zu echten Ökostromanbietern, wie Lichtblick, Naturstrom, Greenpeace-Energy oder den Elektrizitätswerken Schönau, wie sie von den Umweltverbänden empfohlen werden. Eine Aktivistin der Potsdamer Seebrücke berichtete von ihrer Arbeit und wie sehr sich diese mit ökologischen Fragen verzahnt. Zum Abschluss trat noch einmal eine junge Musikgruppe auf, die beiden Saxophonisten und der Keyboarder spielten exzellente Musik, auf dem Hausboot tanzten die jungen Greenpeace-Aktivisten dazu. 

    

    
      Bücherecke

      Das Märchen vom grünen Wachstum

      Rezension von Götz Brandt

      [image: Bild18]Bruno Kern, führendes Mitglied der „Initiative Ökosozialismus“ (2004 gegründet) und Mitglied der Ökologischen Plattform hat einen Katechismus des Ökosozialismus erarbeitet, ein Lehr- und Handbuch zu den Grundfragen unserer Zeit. Vorangestellt sind in 14 Abschnitten die grundlegenden Positionen des Ökosozialismus. Diese Positionen decken sich weitgehend mit dem Gründungsdokument der Ökologischen Plattform von 1994.

      Dann wendet er sich seinem eigentlichen Thema zu, dem Märchen vom „Grünen Wachstum“. Die Welt befindet sich im „Zangengriff“ vielfältiger Bedrohungen. Im Einzelnen werden die Mythen eines „Ökokapitalismus“ als Antwort auf diese Bedrohungen untersucht: Effizienzrevolution, Sackgasse Atomenergie, Erneuerbare Energien, grüne Mobilität. Es wird nachgewiesen, dass mit diesen Vorschlägen die gegenwärtigen und zukünftigen Problemlagen nicht gelöst werden können. Auch die von den Apologeten des Kapitals vorgeschlagene Entkopplung des Wirtschaftswachstuns vom Energie- und Ressourcenverbrauch ist unter kapitalistischen Verhältnissen eine Illusion.

      Der Autor untersucht dann die Möglichkeiten und Grenzen marktkonformer Steuerungsinstrumente, die angeblich zur Lösung unserer gegenwärtigen Probleme führen sollen. Er untersucht Ökosteuern und Zertifikatehandel und kommt zum Schluss, dass diese Maßnahmen keinen Erfolg hatten und haben werden. Alle NGOs sind der Meinung, dass der Ressourcenverbrauch um den Faktor 10 schrumpfen muss, damit die Ökosysteme nicht überlastet werden. Das würde einen schrumpfenden Kapitalismus bedeuten, der nach Meinung aller Ökonomen zum Zusammenbruch dieses Systems führen würde.

      Viele Ökonomen wollen das kapitalistische System retten und haben entsprechende Vorschläge gemacht: Keynes, Hickel und Flassbeck, denen auch LINKE auf den Leim gegangen sind. Alle diese Rettungsvorschläge werden ad absurdum geführt.

      Interessant sind die Ausführungen zum bedingungslosen Grundeinkommen, das vom Autor als reaktionär und nicht links eingestuft wird. Diese Beweisführung ist für jeden von uns sehr lesenswert, gibt sie doch Argumente in die Hand, die schwerlich zu widerlegen sind. 

      Der Autor untersucht dann die Möglichkeiten einer Gemeinwohlökonomie und Solidarischen Ökonomie, die dem Kapitalismus nicht entfliehen können und nur ein Nischendasein haben werden. Nichtsdestotrotz sind diese Formen des Zusammenschlusses auf regionaler und lokaler Basis wichtige Vorformen eines zukünftigen Ökosozialismus.

      Auch der Postwachstumsökonom Niko Paech wird vom Autor gewürdigt: „Grünes Wachstum“ ist im Kapitalismus nicht möglich. Industriegesellschaften können niemals ökologisch nachhaltig sein. Eine drastische Reduktion der industriellen Produktion ist notwendig.

      Neben einer fundierten Kritik der Vorschläge, die den Kapitalismus als Wirtschaftsform erhalten wollen, werden Vorschläge gemacht, wie wir einen Exit aus dem Ökozid finden können, also eine humane Alternative zu Zusammenbruch und Chaos. Notwendig ist eine Synthese von Radikalökologie und Ökosozialismus. Das bedeutet, den Lebensstandard in den Industrieländern erheblich zu senken. Die Marktwirtschaft kann die vor uns stehenden Aufgaben nicht lösen, es bedarf einer starken Zentralgewalt. Diese muss die notwendigen Verknappungen lenken und vorschreiben. Der Ausstieg aus der Wachstumsgesellschaft führt unweigerlich zur Verstaatlichung zuerst der Betriebe der Daseinsvorsorge. Hierzu werden viele konkrete Vorschläge gemacht. Eine Schrumpfung der Wirtschaft erfordert umfassende Planung, die vom Staat organisiert werden muss.

      Ein Kapitel befasst sich mit den Theorien von Marx und der Untersuchung, ob sie heute noch zutreffen. Dieses Kapitel ist interessant, erwähnt aber weder die Marx‘sche Theorie von den Gratisnaturproduktivkräften noch die Entfremdung. Zwar werden die neuen Erkenntnisse des japanischen Marx-Forschers Kohei Saito zur Kenntnis genommen, aber die Forschungen von Christian Strache „Kapitalismus und Naturzerstörung“ (2017), insbesondere Kapitel 6, bleiben unberücksichtigt. Dieses Kapitel sollte in einer Neuauflage ergänzt werden.

      Zum Schluss werden noch 7 Thesen zur Konsumverweigerung als politische Strategie aufgestellt. Alle Seiten einer Konsumkritik werden untersucht und ihre Wirkung eingeschätzt. Eine Konsumverweigerungskampagne wäre vor allem ein gutes Instrument für die Bewusstseinsbildung und Aufklärung. Sie hätte aber weniger Bedeutung für schnelle Veränderungen.

      Im vorliegenden Brevier des Ökosozialismus handelt es sich um ein grundlegendes Werk für die Argumentation der Mitglieder der Ökologischen Plattform und sollte von jedem Mitglied gelesen werden. Darüber hinaus könnte es auch nützlich sein, wenn Mitglieder der Parteiführung sich mit diesem Buch weiterbilden und Antworten auf die dringenden Bedrohungen unserer Gesellschaft finden würden.

      Bruno Kern: Das Märchen vom Grünen Wachstum. 2019. ISBN 978-3-85869-847-6 (auch als E-Book erhältlich), 13 €.

    

    
      Mit dem Elektroauto in die Sackgasse. Warum E-Mobilität den Klimawandel beschleunigt.

      Rezension von Götz Brandt

      [image: Bild19]Der bekannte linke Verkehrsexperte Winfried Wolf hatte bereits im Jahr 2018 eine 45-Seiten-Broschüre zum Thema „Elektro-PKW als Teil der Krise der aktuellen Mobilität. Oder: Die Notwendigkeit einer umfassenden Verkehrswende“ veröffentlicht. Eine Rezension ist in der Tarantel Nr. 81 nachzulesen. Nunmehr hat er im zu besprechenden Buch (216 Seiten) seinen Standpunkt erweitert, vertieft und präzisiert. Sein Buch ist bereits in der 2. Auflage erschienen.

      Anläufe zur Durchsetzung der Elektromobilität

      Winfried Wolf weist darauf hin, dass es bereits drei Anläufe zur Durchsetzung der Elektromobilität gegeben hat: 1992 bis 1996 gab es einen Großversuch mit 60 Elektrofahrzeugen. Ergebnis: Das Umweltbundesamt sah sich in seiner Ablehnung der Elektromobilität bestätigt. Klimakrise (der Verkehr verursacht 25 % der Klimagase) und Dieselgate führten zu einem neuen Anlauf. Im Lebenszyklus stößt ein Elektroauto maximal 30 % weniger Kohlendioxid aus als ein herkömmlicher Pkw. Die weltweite Krise der Städte mit durch den Verkehr verursachten Schadgasen, Feinstaub, Lärm und Flächenverbrauch sowie der Glaubwürdigkeitsverlust der Autoindustrie führten zum angeblichen Ausweg: der Elektromobilität.

      Ein Kapitel widmet sich den sechs Zyklen in der Entwicklung der Autobranche und den Zyklen der Reformprojekte, ausgelöst durch „Waldsterben“, „Tempolimit-Debatte“, „Telematik“, „Swatch-Mobil“, „Biosprit“ und letztendlich „Elektroauto“. China, das bereits die Hälfte aller Autos herstellt und in der Elektromobilität voranschreitet, will an die Spitze der Autoindustrie. Die Elektromobilität hat aber immer noch einen sehr geringen Umfang: 2018 gab es in China nur 1,5 % Elektroautos im Pkw-Bestand, in Deutschland nur 0,12 %. Doch in China wurde festgelegt, dass 10 % aller verkauften Autos Elektromobile sein müssen. In Deutschland ist das Ziel, 1 Millionen Elektromobile bis 2022 zu erreichen. Steuerliche Vorteile beim Kauf eines E-Pkw als Dienstwagen (60 % aller Neuzulassungen sind Dienstwagen) wurden von der Bundesregierung am 1.1.2019 beschlossen. Geht die Elektroautomobilisierung in dem Tempo weiter wie bisher, wird 2025 ein Anteil von höchstens 10 % erreicht.

      Elektromobile sind nicht „klimaneutral“. 

      Nach der Herstellung hat das Elektroauto wegen der Akku-Produktion einen öko­lo­gi­schen Rucksack von sechs Tonnen CO2 -- fast do­ppelt so viel wie ein Benziner. Zum Vergleich: Ein BRD-Bürger verursacht 8,9 t CO2-Emissionen im Jahr. Gegenüber einem Benziner können bei kleinen und mittleren Elektro­autos 30 % CO2 eingespart werden, bei großen (Tesla) nur 10 %. Entscheidend für die Klimafreundlichkeit ist der Strommix. Viel Kohle­ver­stromung im Anteil wirkt negativ. Die klimapolitische Wirkung hängt also ab von der Wind- und Solarstrom-Entwicklung. Diese wird von der Bundes­re­gie­rung ausgebremst. Die bisherigen Probleme beim indi­vi­du­ellen Autoverkehr werden durch das Elektroauto auch nicht gelöst: Feinstaub, Reifenabrieb, Rollgeräusch, Flächen­ver­brauch, Sicherheit bei langsam fahrenden E-Autos.

      Rohstoffproblematik

      In einem weiteren Kapitel wird die Rohstoffproblematik untersucht: Seltene Erden (90 % werden in China abgebaut), Kupfer, Nickel, Lithium usw. Die Rohstoffe werden knapp, der Erzgehalt sinkt, die Umweltzerstörung beim Abbau wächst.

      Im Kapitel zur Notwendigkeit einer umfassenden Verkehrswende werden die bekannten von LINKEN und GRÜNEN vorgeschlagenen Maßnahmen erläutert.

      Offene Fragen

      Auf folgende Fragen ist der Autor nicht eingegangen: Die staatlich gelenkte Wirtschaft Chinas hat größere Erfolge bei der Senkung der Schadgase durch Elektroautos, Solarstrom und Windenergie als die „freie Marktwirtschaft“ des Westens. Wir haben nur noch 10 Jahre Zeit zum Umsteuern, und es werden keine Vorschläge gemacht, wie die Verkehrswende bewerkstelligt werden kann. Der Hinweis auf die gegenwärtig revolutionäre Jugend, die bisher keine Erfolge hatte, genügt nicht. Welche Schrittfolge bei der Zunahme des ÖPNV ist notwendig? Wichtig wäre zu erfahren, wie nach der Verkehrswende die Werktätigen vom Dorf und den Vorstädten zu ihrer Arbeitsstelle kommen, die nicht in ihre Nähe gerückt werden kann. Warum gibt es nur in China Millionenstädte, die ihre gesamte Taxi- und Busflotte elektrisch betreiben? Wie sollen in Zukunft Rentner*innen ihre Wege erledigen? Welche Verkehrsmittel stehen Frau/Mann zur Verfügung, um einzukaufen, Kinder zu trans­portieren, Freizeiteinrichtungen aufzusuchen usw.? Wenn es konkret wird, dann muss Geld vorhanden sein, um umzurüsten. Woher sollen die Mittel kommen?

      Winfried Wolf: Mit dem Elektroauto in die Sackgasse. 2019. ISBN: 978-3-85371-450-8. 17,90 €

    

    
      Leserbrief

      Holozäne Interglazialzeit charakterisiert durch Klimaschwankungen ‒ 
unsere gegenwärtige Warmzeit und das Kohlendioxid 

      von Udo Hammelsbeck

      Seit der letzten Eiszeit (Dilluvium) beﬁnden wir uns in der Interglazialperiode, die charakterisiert wird durch Warm-und Kaltzeiten in mehrhundertjähriger Dauer.

      Zwischen 7000 und 4000 v.u.Z. hatten wir eine Vorgeschichtliche Warmzeit, die um 5000 bis 3000 ihren Höhepunkt (mitt. Atlantikum) erreichte, mit Temperaturen, die heute unseren ähneln, Eiche und Ulme wanderten in Mitteleuropa ein. Ab 3000 v.u.Z. wurde es wieder kühler, so wanderte die Rotbuche vor 500 v.u.Z. ein. Die Fichte als Klimaindikator für kühlere Klimawerte machte dann das Schlusslicht. Sie ist für feuchtes und kühles Wetter prädestiniert, was wir jetzt nicht mehr haben.

      Nach der Vorgeschichtlichen Warmzeit zwischen 5800 und 3000 v.u.Z. kam es zu mehrhundertjährigen Temperaturschwankungen: So haben wir vor unserer gegenwärtigen Warmzeit, die mit Ende der Kleinen Eiszeit zwischen 1850 und 1900 endete, mehrere hundertjährige Warmzeiten.

      Von 10 v.u.Z. bis 500 u.Z. hatten wir die Römische Warmzeit. Danach folgte von 500 u.Z. bis 800 u.Z. eine Kaltzeit (das dunkle Zeitalter), die durch Völkerwanderungen gekennzeichnet war und das Ende des Römischen Reiches einleitete. Dem dunklen Zeitalter folgte die Mittelalterliche Warmzeit zwischen 900 bis 1250 u.Z. Hier fanden auch die Reichsgründungen unter Karl dem Großen, Heinrich I. und Otto dem Großen statt. Die Kleine Eiszeit folgte ab 1250 bis 1850. 

      [image: Bild20]Die Heutige Warmzeit beginnt zwischen 1850 und 1900. Hier beginnen auch die ersten Temperaturmessungen synchron mit der Entfaltung des Industriezeitalters, was auch als Anthropozän bezeichnet wird. Der Streit um die Rolle des anthropogenen Kohlendioxid, das 2 % des weltweiten Treibgases ausmacht, ist trotz der Beteuerungen des Weltklimarates umstritten. Der schwedische Wissenschaftler Arrhenius hatte diesen Stoff als wesentlich gekennzeichnet. Bei früheren Warmzeiten war der CO2-Prozentsatz niedriger, trotz ähnlicher oder höherer Temperaturwerte. Unsere Gegenwärtige Warmzeit ist noch nicht einmal 200 Jahre alt. Die früheren Warmzeiten dauerten teilweise 300 bis 3000 Jahre, ohne dass hier Kohlendioxid eine entscheidende Rolle spielte. Die Diskussion um die Klimaerwärmung wird ohne Berücksichtigung der natürlichen Faktoren wie Aktivitäten der Natur wie Einﬂüsse des Kosmos, der Sonne und Erde geführt. Es geht im Prinzip um die Herrschaft über die natürlichen Ressourcen, über die Herrschaft über die Menschen, über Wertvorstellungen. Es geht darum, wie das Finanzkapital die Regierungen der einzelnen Staaten kontrolliert. Wer sich dem Wertekanon des westlichen Finanzkapitals und seiner vielseitigen Hilfsinstrumente widersetzt, wird mit ﬁnanziellen und ökonomischen oder gar militärischen Mitteln zur Räson gebracht. Hierbei spielen die Kräfte, die von den USA gesteuert werden, eine entscheidende Rolle, siehe Naher und Mittlerer Osten. 

      Der Kampf um das Treibhausgas Kohlendioxid wird in Deutschland mit besonderem Eifer geführt, obwohl Deutschland pro Kopf 9 t jährlich produziert, das sind 0,74 Gt pro Jahr, d.h. 2,2 % der anthropogenen weltweiten C02-Emissionen. In der Europäischen Union ist Deutschland mit 22 % C02-Ausstoß beteiligt, während 78 % andere EU-Staaten wie Bulgarien, Polen oder Tschechien produzieren. Staaten mit überwiegender Verstromung aus Kernkraftwerken wie Frankreich, Belgien oder Schweden sind natürlich die „Klimahelden“. 

      Andere Staaten produzieren das Maximum: China: 28 % (6,7 t/Person), USA: 11 % (17,1 t/Person), EU gesamt 11 % (7,2 t/Person) und Indien 6 % (8,4 t/Person): Andere Faktoren wie Methan werden vergessen bei der Brückentechnologie des fossilen Erdgases, wobei schon bei der Förderung riesige Mengen in die Umwelt frei gesetzt werden. Auch die Art und Weise der Produktion von Palmöl und Soja für Tierfutter und Biokraftstoffe zulasten von natürlichen Waldﬂächen ist bedenkenswert. Hierbei seien nur Brasilien und Indonesien genannt. Entscheidend sind aber die multinationalen Unternehmen, die mit dem internationalen Kapital verﬂochten sind.

      Bei der ganzen Diskussion um die vom Finanzkapital gesteuerten Weltﬁnanzkrisen und mittelbaren ökologisch—ökonomischen Krisen wird oft übersehen‚ dass die kriegstreibenden Kräfte die größte Gefahr für die Menschheit sind. Die Gefahren liegen allein in der ungezügelten Herrschaft der Finanzoligarchie, die mittels der Herrschaft über die Medien, die Menschen in die Irre führen. 
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    39 http://www.urinale.org/

    40 Als Destruent (auch Reduzent oder (Re-)Mineralisierer) wird in der Ökologie ein Organismus bezeichnet, der organische Substanzen abbaut und in anorganische Bestandteile zerlegt. Man bezeichnet Destruenten deshalb auch als Zersetzer. (https://de.wikipedia.org/wiki/Destruent)

    41 Heraklits Welt-Gesetzmäßigkeit „Logos“

    42 Kreislauf, der sich wie eine Spirale um die Zeitachse windet

    43 siehe https://de.wikipedia.org/wiki/Bruttonationalgl%C3%Bcck, abgerufen 23.8.2019

    44 siehe https://de.wikipedia.org/wiki/Sikkim, abgerufen 23.8.2019

    45 https://www.bfn.de/fileadmin/MDB/documents/wiruberuns/bfn-positionspapier_grossschutzgebiete.pdf 

    46 https://de.wikipedia.org/wiki/Nationale_Strategie_zur_biologischen_Vielfalt

    47 https://de.wikipedia.org/wiki/Biodiversitätskonvention

    48 https://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinsame_Agrarpolitik

    49 https://de.wikipedia.org/wiki/Ökologische_Landwirtschaft

    50 Nachdruck mit freundlicher Genehmigung des NABU, Quelle: https://www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/voegel/gefaehrdungen/krankheiten/usutu/26311.html; 13.8.2019
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